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Andreas Barz

Das Ende der Neutralität
Die neutralen Staaten im Wandel der Weltpolitik

I. Neutralität
und die Ost-West-Beziehungen

1. Zur Begrifflichkeit

Das Recht auf Neutralität entwickelte sich als
Gewohnheitsrecht und wurde 1907 in der V.
Haager Konvention betreffend den Landkrieg, in
der XIII. Haager Konvention betreffend den
Seekrieg und 1923 durch die Haager Luftkriegs-
regeln als internationales Recht kodifiziert. Die
Erklärung der gewöhnlichen, einfachen oder Ad-
hoc-Neutralität erfolgt im Zusammenhang mit
einer militärischen Auseinandersetzung. Rechte
sowie Pflichten ergeben sich aus der Nichtbeteili-
gung am Krieg. Sie folgen dem Grundsatz der
Gleichbehandlung der kriegführenden Staaten
und fließen in eine Vielzahl detaillierter Regelun-
gen für Land-, See- und Luftkriege in politischer,
militärischer und wirtschaftlicher Hinsicht ein1.

1 Vgl. Ulrich Scheuner, Die Neutralität im heutigen Völ-
kerrecht, Köln-Opladen 1969; Josef Köpfer, Die Neutralität
im Wandel der Erscheinungsformen militärischer Auseinan-
dersetzungen, München 1975.
2 Vgl. Manfred Rotter, Die dauernde Neutralität, Berlin
1981, S. 31-51; Stephan Verosta, Die dauernde Neutralität,
Wien 1967, S.66ff., 79ff.; Michael Schweitzer, Dauernde
Neutralität und europäische Integration, Wien-New York
1977, S. 95ff., 109ff.

3 Vgl. S. Verosta (Anm. 2), S. 18ff.; M. Schweitzer
(Anm.2),S.34f.
4 Vgl. Daniel Frei, Dimensionen neutraler Politik, Genf
1969, S. 15ff., 58ff.
5 Vgl. ebd., S. 109ff., 127ff.

Die Begründung einer dauerhaften, immerwäh-
renden bzw. permanenten Neutralität erfolgt
durch einen für alle Beteiligten verbindlichen
Vertrag oder aber durch eine von allen Betroffe-
nen anerkannte einseitige Erklärung des neutra-
len Staates2 . Sie begründet Rechte und Pflichten
in Kriegs- und in Friedenszeiten - die sogenann-
ten Vorwirkungen der permanenten Neutralität
in militärischer, wirtschaftlicher und politischer
Hinsicht -, um Unabhängigkeit und Souveränität
nach innen und außen zu sichern. Aufgabe und
Ziel der Neutralitätspolitik ist es, im Spannungs-
feld zwischen den Vorwirkungen einerseits und
den Anforderungen aus politischen und wirt-
schaftlichen Gegebenheiten der internationalen

Beziehungen andererseits zu einer glaubwürdigen
Haltung zu finden. Sie umfaßt die Außen-, Si-
cherheits- und Wirtschaftspolitik sowie diejenigen
Bereiche der Innenpolitik, deren Vorschriften
und Maßnahmen der Sicherung der Neutralität
dienen. Die gleiche politische Haltung verfolgen
traditionell oder faktisch neutrale Staaten. Im
Unterschied zu den permanent neutralen Staaten
ist ihre Neutralität nicht durch einen internatio-
nalen Vertrag garantiert3 . Quasi-Neutralität ist
die Sicherung der Souveränität eines Staates
durch einen multilateralen Vertrag, der den Be-
griff „Neutralität“ zwar nicht ausdrücklich er-
wähnt, aber dem Staat die Rechte und die Pflich-
ten der permanenten Neutralität auferlegt.

Um den neutralen Staaten als Akteuren der in-
ternationalen Politik gerecht zu werden, spricht
Daniel Frei von der Neutralität als Funktion.
Machtposition, Funktion und politischer Hand-
lungsspielraum des Neutralen in einem Kräfte-
dreieck mit zwei Konfliktparteien leiten sich aus
sechs Dimensionen und deren Verknüpfung ab.
Die Wirksamkeit einer funktional verstandenen
Neutralität beruht auf grundsätzlichen politischen
Einstellungen, Interessen und wechselseitigen
Beziehungen innerhalb der Kräftekonfiguration
sowie nach außen. Die Politik der Konfliktpar-
teien gegenüber dem Neutralen und umgekehrt
des Neutralen gegenüber den Konfliktparteien
spielt eine bedeutende Rolle4 . Sie wird durch die 
politischen Ziele in einem Konflikt definiert: Die
sachliche Betroffenheit durch einen Konflikt,
aber auch die geographische Nähe zu ihm beein-
flussen die Festlegung dieser Ziele5 . Sie reflektie-
ren zugleich die Existenz und den Einfluß weite-
rer Kräftekonfigurationen. Die letzte von Frei
genannte Dimension einer funktional verstande-
nen Neutralität berücksichtigt eine normative,
unter Umständen ideologische und moralisie-
rende Komponente, d.h. die grundsätzliche Hal-



tung, die der Neutralität entgegengebracht wird.
Mit ihr definieren und legitimieren Neutrale ihr
Handeln in der politischen Umwelt6 . Doch statt
von der Möglichkeit einer ideologiekritischen Dis-
kussion der Neutralität Gebrauch zu machen, wird
sie vorwiegend als sicherheitspolitisches Phäno-
men behandelt7 .

6 Vgl. ebd., S. 154ff.
7 Vgl. als neueres Werk einer vorwiegend militärstrategi-
schen Sichtweise Ephraim Karsh, Neutrality and Small
States, London-New York 1988, S. 174ff.
8 Vgl. Hans Peter Thalberg, The European Neutrais and
Regional Stability, in: Hanspeter Neubold/Hans Peter Thal-
berg (Hrsg.), European Neutrais in International Affairs,
Wien 1984, S. 126ff.; M. Rotter (Anm. 2), S. 18ff., 96ff.
9 Vgl. Hans Haug, Neutralität und Völkergemeinschaft,
Zürich-St. Gallen 1962, S. 153 ff., 179.
10 Vgl. Michael Zielinski, Die neutralen und blockfreien
Staaten Europas im KSZE-Prozeß, Baden-Baden 1990,
S. 275 ff.
11 Vgl. Paul Luif, Neutrale in die EG?, Wien 1990,
S. 211 ff.

12 Vgl. zu dieser Haltung Joseph Kruzel, The European
Neutrais. National Defense and International Security, in:
Comparative Strategy, (1989) 3, S. 297-315.
13 Vgl. Bernard von Plate, Zur Position und Rolle der neu-
tralen Staaten in der Entwicklung der europäischen Ost-
West-Beziehungen, Ebenhausen 1975, S. 35 ff.

2. Neutrale Staaten als Akteure
der internationalen Politik

Als Akteure der internationalen Beziehungen
spielten die neutralen Staaten eine im allgemeinen
untergeordnete Rolle. Diese resultierte nicht zu-
letzt daraus, daß der Status als rechtliche Hand-
lungsdeterminante Verhaltenserwartungen stabili-
sierte und so in gewisser Weise den Status quo
institutionalisierte; die politische Handlungsdeter-
minante Glaubwürdigkeit der Neutralität ver-
stärkte diese Entwicklung8 .

Zu den klassischen Aufgaben neutraler Staaten ge-
hören die Funktion einer Schutzmacht entspre-
chend dem Genfer Abkommen vom . August
1949 und die sogenannten Guten Dienste zur

12

Re-
gulierung internationaler Konflikte9 ; politisch be-
deutsam waren letztere für die Formulierung der
Schlußdokumente der KSZE in Helsinki und ihrer
Folgekonferenzen10 . Im Sinne einer aktiv verstan-
denen Neutralitätspolitik traten die neutralen
Staaten der UNO bei, obwohl die zeitweilige Mit-
gliedschaft im Sicherheitsrat der UNO Probleme
aufwarf, da dieser militärische und nichtmilitäri-
sche Maßnahmen zur Beilegung eines bewaffneten
Konfliktes beschließen kann. Die Mitgliedschaft in
supranationalen Organisationen schied bisher in
erster Linie wegen des damit verbundenen Verlu-
stes souveräner politischer Entscheidungs- und
Handlungsfähigkeit in allen Feldern der Politik
aus11.

Zu den Zielen neutraler Politik zählt das eines sta-
bilen Gleichgewichts von Interessen in den inter-
nationalen Beziehungen. Stabilität ist unter ande-

rem eine Folge des militärischen Gleichgewichts
und der Abschreckungspotentiale; deswegen defi-
nieren neutrale Staaten ihre Neutralität auch ver-
teidigungspolitisch. Das Niveau militärischer Rü-
stung soll einen potentiellen Angreifer wirksam
abschrecken. Auf Veränderungen der internatio-
nalen Beziehungen reagieren die stabilitätsorien-
tierten neutralen Staaten eher zögerlich; konkrete
Schlußfolgerungen im Sinne einer kritischen Hin-
terfragung der Relevanz der Neutralität werden
mit dem Hinweis auf die Glaubwürdigkeit nicht ge-
zogen12.

Die globale und regionale Dominanz des Ost-
West-Konflikts engte den Spielraum in den mei-
sten Bereichen der Politik ein, erleichterte es aber,
neutrale Standpunkte einzunehmen und zu recht-
fertigen. Während der Entspannungsphase konn-
ten die Neutralen zwar ihren Handlungsspielraum
erweitern, zugleich sahen sie sich aber mit dem Ri-
siko einer undeutlichen politischen Haltung kon-
frontiert13 . Eine stete Herausforderung stellte die
sowjetische Politik gegenüber den Neutralen als
Teil ihrer regionalen und globalen außenpoliti-
schen Strategie dar; sie schwankte zwischen Kon-
frontation und Kooperation, Propaganda und
Pragmatismus.

II. Die neutralen Staaten Europas

Die vier neutralen Staaten Europas verfügen über
eine jeweils eigene Art der Neutralität. Obwohl
der Ost-West-Konflikt als struktureller Weltkon-
flikt für sie Status und Funktion in Europa fest-
legte, entstand die spezifische Neutralität in einem
jeweils anderen historischen bzw. politischen Kon-
text. Die Rolle des Querriegels Österreich (und
der Schweiz) war eine andere als die der nor-
dischen Neutralen: Als Subsystem innerhalb der
Ost-West-Beziehungen waren Schweden und in
besonderem Maß Finnland aus geopolitischen und
militärstrategischen Erwägungen an der Wahrung
des interdependenten nordischen Gleichgewichts
interessiert. Darunter versteht man das Bezie-
hungsgefüge zwischen den im Frieden atomwaffen-
freien NATO-Mitgliedern Dänemark und Norwe-
gen, dem faktisch neutralen Schweden sowie dem



quasi-neutralen Finnland mit seinen besonderen
Beziehungen zur damaligen Sowjetunion14 .

14 Vgl. grundlegend Arne Brundtland, The Nordic Ba-
lance, in: Cooperation and Conflict, (1966), S.3Off.; Heinz
Schneppen, Nordeuropa zwischen Integration und Isolation,
in: Europa-Archiv, (1987) 9, S. 269 ff.
15 Vgl. zur Geschichte der finnischen Neutralität Peter H.
Krosby, Friede für Europas Norden, Düsseldorf 1981,
S.120ff.; Daniel Woker, Die skandinavischen Neutralen,
Bem 1978, S.22ff.
16 Vgl. Osmo Apunen, Geographica! and Political Factors
in Finland’s Relation with Soviel Union, in: Yearbook of
Finnish Foreign Policy, (1977), S. 21 ff.; Ephraim Karsh, Fin-
land: Adaption and Conflict, in: International Affairs, (1986)
2, S. 262 ff.; ders., Geographical Determinism. Finnish Neu-
trality Revisted, in: Cooperation and Conflict, (1986) 1,
S.52ff.
17 Vgl. Finland, Ministry for Foreign Affairs, Govern-
ment’s Report on Finnish Security Policy to the Foreign Af-
fairs Committee of Parliament on 24 October 1990, Helsinki
1990, S. 5ff.; Botschaft von Finnland, Finnland und die EG-
Mitgliedschaft, in: Finnland Information, (1992), S.67ff.

18 Vgl. Raimo Väyrynen, Die finnische Verteidigungspoli-
tik und ihre militärische Infrastruktur, in: Annemarie Große-
Jütte/Dieter S. Lutz (Hrsg.), Neutralität - eine Alternative?,
Baden-Baden 1982, S. 142.
19 Vgl. Esko Aho, Rede vor der EG-Debatte im Reichstag
Finnlands, in: Finnland heute, (1992), S. 3.

1. Finnland

Die Neutralität Finnlands ist eine Folge des Miß-
trauens und des Sicherheitsbedürfnisses der So-
wjetunion gegenüber dem seit 1917 souveränen
Nachbarland. Diese Gründe veranlaßten bereits
die Zaren, Finnland als autonomes Großfürsten-
tum dem russischen Reich einzugliedern, und sie
wurden in dem Vertrag über Freundschaft und ge-
genseitige Zusammenarbeit von 1948 nochmals do-
kumentiert15.

Geographische und geopolitische Faktoren beein-
flussen die Außenpolitik Finnlands. Zwischen den
drei Leitmotiven Wahrung der Souveränität des
Staates, Vertrauen und Stabilität in den Beziehun-
gen zur Sowjetunion sowie Sicherheit und Stabili-
tät in Nordeuropa bestehen enge wechselseitige
Zusammenhänge. Sie spiegeln das Dilemma und
die Ambivalenz finnischer Außenpolitik wider,
nämlich eine glaubwürdige Politik gegenüber dem
Westen und eine akzeptable gegenüber dem Osten
zugleich formulieren zu müssen16. Das Ende des
Ost-West-Konflikts erlaubte es der Regierung,
neue Akzente zu setzen. Die verstärkte Einbin-
dung in bestehende internationale Kooperations-
und Organisationsformen (vor allem über die
KSZE), die Aufwertung der nordischen Koopera-
tion und die Vertiefung der Beziehungen zu West-
europa sind die zentralen Elemente der neuen
außenpolitischen Agenda und sollen der finnischen
Wirtschaft zudem neue Märkte erschließen17 .

Die Beachtung von objektiven und subjektiven Si-
cherheitsinteressen der UdSSR bestimmte neben
dem regionalen Aspekt der Stabilität des nor-
dischen Gleichgewichts Ziele und Inhalte der finni-

sehen Sicherheitspolitik. Den rechtlichen Rahmen
bilden der Vertrag von 1948, die Charta der UNO
und die Schlußakte von Helsinki. Die finnischen
Vorschläge für ein regionales Disengagement sind
ein Charakteristikum dieser in erster Linie außen-
politisch ausgerichteten sicherheitspolitischen
Konzeption einer präventiven Krisendiplomatie.
Die verteidigungspolitische Komponente orien-
tiert sich am Prinzip der defensiv ausgerichteten
bewaffneten Neutralität bei einer vergleichsweise
geringen Ausstattung18 . Angesichts der veränder-
ten internationalen Beziehungen befürwortet die 
finnische Regierung die Bemühungen um ein kol-
lektives Sicherheitssystem in Europa auf der
Grundlage bestehender internationaler Koopera-
tionsformen bei Wahrung der militärischen Bünd-
nislosigkeit. Es scheint, als würde der regionale
Aspekt der nordischen Balance in Richtung einer
baltischen Balance erweitert19 .

Die vertraglich abgesicherten wirtschaftlichen Bin-
dungen an die Staaten Osteuropas führten de facto
zu einer gewissen Isolation Finnlands von den poli-
tischen und wirtschaftlichen Entwicklungen Euro-
pas, vor allem aber zu einer folgenschweren Ab-
hängigkeit von den sowjetischen Absatzmärkten.
Die Wirtschaftspolitik erweckte den Eindruck
eines Balanceaktes zwischen der Berücksichtigung
vermeintlicher oder tatsächlicher Interessen der
UdSSR und den Erfordernissen der eigenen
Volkswirtschaft. Die Einbindung in die EFTA war
nur über das ergänzende FINEFTA-Abkommen
(Sonderabkommen Finnlands mit der EFTA von
1961) möglich; bis zum Beitritt 1985 mußte ein lan-
ger Weg zurückgelegt werden. Der EG trat Finn-
land reserviert gegenüber, obwohl es wie die ande-
ren Neutralen mit ihr ein Freihandelsabkommen
abschloß.

Der Zusammenbruch der osteuropäischen Märkte
führte zwangsläufig zu krisenhaften Anpassungs-
prozessen der finnischen Wirtschaft. Lange Zeit
zögerte die Regierung, eine klare Haltung zur Bei-
trittsfrage zu beziehen und favorisierte Alternati-
ven über die nordische Zusammenarbeit, die Re-
organisation der EFTA oder die Schaffung eines
Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR). Mittler-
weile hat Finnland den Beitritt zur EG beantragt.
Auf diese Weise sollen finnische Interessen bei der
Weiterentwicklung der europäischen Integration
vertreten werden, insbesondere hinsichtlich der



Beachtung regionaler Aspekte wie der Stabilisie-
rung der Transformationsprozesse in Osteuropa20 .

20 Vgl. Botschaft (Anm. 17); Mervi Porevuo, Finnish Neu-
trality and European Integration, in: Yearbook of Finnish
Foreign Policy, (1989), S. 18ff.
21 Vgl. Sakari Jutila, Finlandization for Finland and the
World, Bloomington, 111. 1983, S.46ff.; V. I. Punasalo, The
Reality of .Finlandization1: Living under the Soviet Shadow,
in: Conflict Studies, (1978), S. 4ff.; Hans-Peter Schwarz,
Finnlandisierung? Ein Reizwort: Wirklichkeit und Aktuali-
tät, in: Die Politische Meinung, 181 (1978), S. 9ff.; Georges
Soutou, La Finlandisation ou la Dpendence Consentie?, in:
Politique Internationale, (1980), S.40ff.
22 Vgl. Nils Andren, Power Balance and Non-Alignment,
Stockholm 1967, S. 191ff.; ders., Sweden: Neutrality, De-
fense, Disarmament, in: H. P. Neuhold/H. P. Thalberg
(Anm. 8), S. 40ff.

23 Vgl. Sten Andersen vor dem Reichstag am 30. Novem-
ber 1990; Ingvar Carlsson, Rede auf dem Gipfeltreffen der
KSZE in Paris am 19. November 1990; Margaretha af Uglas
(Außenministerin von Schweden) vor dem Institute of Inter-
national Affairs in Stockholm am 4. Dezember 1991; dies.,
Regierungserklärung anläßlich der außenpolitischen Debatte
am 26. Februar 1992.
24 Vgl. William Taylor, Sweden, in: Paul Cole/William
Taylor (Hrsg.), Nordic Defense, Lexington, Mass. 1985,
S. 127ff.; Wolfgang A. Schmidt, Die schwedische Sicher-
heitspolitik, St. Gallen 1983, S. 192ff.

Die Verzögerung der finnischen Entscheidungs-
prozesse wurde durch innenpolitische Zwänge mit-
verursacht. Erst die jüngste wirtschaftliche Krise
und die Beitrittsanträge der übrigen neutralen
Staaten führten zunächst bei der Bevölkerung und
danach bei den Parteien zu einem Stimmungswan-
del. Während die bis 1991 regierenden Sozialde-
mokraten und Konservativen vorsichtig für einen
Beitritt votierten, lehnten die Zentristen diesen
Schritt ab, änderten jedoch nach dem Wahlsieg
ihre Haltung. Bei den Gewerkschaften stößt die
Politik der Regierung auf Ablehnung, da sie Nach-
teile für ihre Klientel befürchten.

Aus regionalpolitischen und regionalstrategischen,
letztlich realpolitischen Erwägungen heraus stell-
ten vermutete und tatsächliche sowjetische Interes-
sen einen wesentlichen Faktor finnischer Außen-,
Sicherheits- und Wirtschaftspolitik dar. Diese Hal-
tung wurde als „Finnlandisierung“ heftig kritisiert.
Bei aller Polemik, die in dieser Wertung mit-
schwingt, gilt festzuhalten, daß die Konstruktion
des Vertrages von 1948 die Verpflichtung zur Neu-
tralität für den Fall einer Bedrohung oder eines
Angriffs auf die UdSSR suspendiert hätte21 . Im
Herbst 1991 haben Finnland und die damalige So-
wjetunion einen revidierten Vertrag unterzeichnet.

2. Schweden

Bei Schweden handelt es sich um einen faktisch
neutralen Staat, der seinen politischen Standpunkt
selbst als „between power blocs" und seine Politik
als „policy of not-alignment" definiert22 . Nach dem
Tod Gustav II. Adolf (1632) und dem Verlust der
Großmachtrolle im 17. Jahrhundert entwickelte
Schweden eine politische Tradition, mit der heute
die Neutralität des Staates historisch begründet
werden kann. Neutralitätsabkommen mit den
europäischen Großmächten, die Erklärung der
Neutralität bei Ausbruch des Ersten und Zweiten

Weltkrieges sowie die Bemühungen um eine neu-
trale Position Nordeuropas in der Zwischenkriegs-
zeit ermöglichten dem Land eine weitgehend fried-
liche Entwicklung.

Geopolitisch befindet sich Schweden isoliert vom
Zentrum Europas in einer Randlage und war doch
Pufferstaat zwischen Ost und West. Daraus leite-
ten sich drei Ebenen der Außenpolitik ab. Das re-
gionale Element der nordischen Zusammenarbeit,
deren weiterreichende schwedische Ambitionen
im Sinne einer Intensivierung der Kooperations-
formen bzw. möglicherweise der Institutionalisie-
rung der nordischen Balance an unterschiedlichen
Interessen der Nachbarn scheiterten, ergänzte ein
kontinentales Element enger politischer Beziehun-
gen zu den westeuropäischen Staaten. Global ist
das Engagement zugunsten der Entwicklungslän-
der hervorzuheben. Auf diesen großen außenpoli-
tischen Spielraum ist die rasche und reibungslose
Anpassung der Außenpolitik an die veränderten
weltpolitischen Rahmenbedingungen zurückzufüh-
ren. Die Fortentwicklung bestehender internationa-
ler Organisations- und Kooperationsformen, ins-
besondere der KSZE, soll künftige Entwicklungen
angesichts der instabilen Lage im ehemaligen Ost-
block in abschätzbare Bahnen lenken. Der Ostsee-
raum bildet neben Nordeuropa den regionalen
Schwerpunkt als integraler Bestandteil des Ausbaus
der EG gemäß den Beschlüssen von Maastricht.
Um in Zukunft flexibel auf neue Entwicklungen
reagieren zu können und die Bündnisfreiheit auf-
rechtzuerhalten, wird eine inhaltliche Festlegung
durch internationale Verträge vermieden23 .

Die Sicherheitspolitik zielt auf die Verhinderung
potentieller und die Milderung akuter Konflikte
mit Hilfe friedlicher Mittel der Konfliktregulierung
bzw. -lösung. Kern der Sicherheitspolitik war die
Wahrung der politischen und militärischen Stabili-
tät im strategisch wichtigen Nordeuropa. Ein auf-
wendiges Verteidigungssystem mit einer aktiven
militärischen und einer passiven Verteidigungs-
komponente, die zivile, wirtschaftliche und psy-
chologische Elemente enthält, signalisiert
potentiellen Angreifern einen hohen Eintritts- und
Aufenthaltspreis24 . Das Aufbrechen überwunden



geglaubter nationaler Konflikte stellt eine neue si-
cherheitspolitische Herausforderung dar, welche
die Friedensdividende aus dem Ende des Ost-
West-Konflikts aufzehrt. Bündnisfreiheit, natio-
nale Verteidigungsfähigkeit und Rüstungskon-
trolle im globalen Rahmen sollen angesichts neuer
Instabilitäten die nationale Sicherheit gewährlei-
sten.

Mit dem Engagement für die Gründung der
EFTA trug das OECD-Mitglied Schweden einer-
seits der Verflechtung der Weltwirtschaft Rech-
nung, andererseits garantierte diese Politik die
Glaubwürdigkeit der Neutralität und einen unab-
hängigen wirtschaftlichen Standort im Verein mit
den anderen neutralen Staaten. Angesichts er-
stens der Schwierigkeiten, multilateral über
EFTA, Europäischen Wirtschaftsraum (EWR)
oder nordeuropäische Kooperation die Beziehun-
gen zur EG zu gestalten, und zweitens des Anpas-
sungsdruckes an die internationalen Veränderun-
gen hat die schwedische Regierung mittlerweile
den Antrag auf Aufnahme in die EG in Brüssel
überreicht. Er ist mit der Feststellung verknüpft,
daß die Neutralität integraler und unverzichtbarer
Teil schwedischer Politik ist25 .

25 Vgl. P. Luif (Anm. 11), S. 184ff.
26 Vgl. Björn Hägelin, Grenzen der Sicherheit. Politik und
Wirtschaft in Schweden, in: A. Große-Jütte/D. S. Lutz
(Anm. 18), S. 114ff.; Paul Luif, USA-Schweden: Der Kon-
flikt um den Technologietransfer, in: Zukunft, (1985),
S. 17ff.

27 Vgl. Konrad Ginther, Wandlungen der österreichischen
Neutralitätskonzeption, in: Europa-Archiv, (1976) 8,
S. 275ff.; Manfred Rotter, Bewaffnete Neutralität. Das Bei-
spiel Österreich, in: Militärpolitik Dokumentation, (1984) 8,
S. 11 ff.; Alfred Verdross, Die immerwährende Neutralität
Österreichs, Wien 1982, S.44ff.
28 Vgl. Paul Luif, Österreich zwischen den Blöcken: Be-
merkungen zur Außenpolitik des neutralen Österreich, in:
Österreichische Zeitschrift für Politik, (1982) 2, S.210ff.

Obwohl die Neutralität Teil des Selbstverständnis-
ses der Schweden ist, bejahen 67 Prozent der Be-
völkerung den EG-Beitritt. Allerdings ist die Zu-
stimmung nicht ohne Vorbehalte. Diese äußern
sich in Befürchtungen, der Beitritt würde das Ende
des Sozialstaates bedeuten. Daneben zeigen sich
unterschwellige Ängste vor den sogenannten vier
Freiheiten der EG: der Freiheit des Kapital-, Wa-
ren- und Dienstleistungsverkehrs sowie der Freizü-
gigkeit für Arbeitnehmer. Parteipolitisch ist der
Beitritt so gut wie unumstritten. Lediglich die
Grünen und die Kommunisten votierten bei der
Abstimmung im Reichstag gegen die Pläne der Re-
gierung.

Schwedens Neutralitätspolitik wird nicht wider-
spruchslos hingenommen. Technologietransfer
und Rüstungsexporte beschädigten das Image.
Kürzungen im Rüstungsetat und die Affäre der so-
wjetischen U-Boote in schwedischen Küstengewäs-
sern nährten Zweifel an der Glaubwürdigkeit, die
angesichts zunehmender Interdependenzen in al-
len Bereichen angeschlagen ist26 .

3. Österreich

Im Unterschied zur Neutralität Schwedens und
Finnlands ist die Österreichs international durch
den Staatsvertrag von 1955 garantiert und natio-
nal im Bundesverfassungsgesetz über die immer-
währende Neutralität aus dem gleichen Jahr ver-
ankert. Parallel zur Aufnahme der Bundesrepu-
blik Deutschland in die NATO endete kurz nach
dem Tod Stalins mit der Unterzeichnung des
Staatsvertrages das Tauziehen der beiden Pol-
mächte USA und vor allem der UdSSR um die
politische Rolle und den Status Österreichs in
Mitteleuropa.

Die militärische, völkerrechtlich eng determinierte
Neutralitätskonzeption wurde unter Außenmini-
ster Waldheim und danach unter Bundeskanzler
Kreisky um eine außenpolitische Komponente hin
zur aktiven Neutralitätspolitik erweitert27 . Das
neutrale Österreich öffnete sich mit einer Mi-
schung aus Liberalisierung (Systemöffnung) und
Produktionismus (Systemschließung) der interna-
tionalen Politik. Das schweizerische Modell, das
Pate für Österreichs Neutralität gestanden hatte,
wurde um Elemente der schwedischen Variante er-
gänzt. Außenpolitische Schwerpunkte bildeten die
Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern,
den neutralen und blockfreien Staaten, den Do-
naustaaten sowie die Mitarbeit in der UNO. Die
politischen Beziehungen zu Westeuropa wurden
erst nach 1983 ausgebaut. Seither entwickelte die
Westeuropapolitik eine Dynamik, die für die neu-
tralen Staaten untypisch war28 .

Nach dem Ende des Ost-West-Konflikts ergänzte
die Regierung die Grundlinien ihrer Außenpolitik
um neue Elemente: die grenzüberschreitende
regionale Zusammenarbeit (Zentraleuropäische
Initiative [ZEI] der Staaten Österreich, Italien,
Ungarn, Polen, der CSFR in ihrer jetzigen Form
sowie Slowenien und Kroatien) und die Aufwer-
tung der politischen Rolle von KSZE und UNO.
Im Verein mit den westeuropäischen Staaten zielt
die Ostpolitik Wiens auf die politische und wirt-
schaftliche Stabilisierung der Transformationspro-
zesse in den Staaten Ost- und Südosteuropas. Die



EG-Politik ist in diesem Sinne um das Ziel der
Osterweiterung ergänzt worden.29 .

29 Vgl. Alois Mock, Neutralität und Solidarität als Säulen
der österreichischen Außenpolitik. Rede vor der Gesell-
schaft für Außenpolitik/Liga für die Vereinten Nationen am
6. März 1991, S. 10ff.; Ernst Sucharpia/Stefan Lehne, Die
Ostpolitik Österreichs vor und nach der Wende, in: öster-
reichische Zeitschrift für Politikwissenschaft, (1991) 3,
S. 305 ff.
30 Vgl. Wilhelm Kuntner, Militär- und Sicherheitspolitik
neutraler Staaten. Ein österreichischer Beitrag, in: A.
Große-Jütte/D. S. Lutz (Anm. 18), S.85ff.; .M. Rotter
(Anm.27), S. 16ff.
31 Vgl. A. Mock (Anm. 29), S. 12; E. Sucharpia/S. Lehne
(Anm. 29), S.310f.; Interview mit Alois Mock, in: Profil
vom 3. Februar 1992.
32 Vgl. den Bericht der Arbeitsgruppe für Europäische In-
tegration an die Bundesregierung, Wien 1988, S.3L; A.
Mock (Anm. 29), S. 11; Wiens Neutralität macht der EG Sor-
gen, in: Süddeutsche Zeitung vom 1. August 1991, S. 2.

33 Vgl. Anfrage des Abgeordneten Voggenhuber an den
Bundeskanzler vom 11. März 1992; Nationales Psychodrama,
in: Die Zeit vom 3. April 1991, S. 57ff.
34 Vgl. Wilhelm Mark, Die Sicherheitspolitik der Schweiz,
in: A. Große-Jütte/D. S. Lutz (Anm. 18), S.50ff.

Kennzeichnend für die österreichische Neutrali-
tätskonzeption ist der Umfang und die Bedeutung,
die der verteidigungspolitischen Komponente der
Sicherheitspolitik beigemessen wird. Das Verteidi-
gungskonzept orientiert sich an der Zielvorstellung
einer umfassenden, d. h. militärischen, wirtschaft-
lichen, zivilen und geistigen Verteidigung30 . Die
Glaubwürdigkeit der Verteidigungsanstrengungen
wird durch eine außenpolitische Komponente un-
termauert, um das Machtgleichgewicht und die
politischen Beziehungen in Zentraleuropa zu stabi-
lisieren. Ziele und Umfang der Politik werden
mittlerweile auf Osteuropa ausgeweitet. Nationali-
tätenkonflikte und waffentechnische Entwicklun-
gen erfordern ein angepaßtes sicherheitspolitisches
Konzept, das unter Beibehaltung der Neutralität
den Beitritt zu einem System kollektiver Sicherheit
zuläßt31 .

Die Leistungsfähigkeit der Wirtschaft ist ein wich-
tiges Kriterium der Glaubwürdigkeit neutraler
Positionen. Das OECD-Mitglied Österreich trat
aus neutralitätsrechtlichen Erwägungen der EG
nicht bei, engagierte sich allerdings bei der Grün-
dung der EFTA. 1986 wich das von einer großen
Koalition aus ÖVP und SPÖ regierte Land von sei-
ner bisherigen Politik ab. Nachdem Alternativen
wie ein koordiniertes Vorgehen im Rahmen der
EFTA diskutiert und wieder verworfen worden
waren, entschloß sich die Regierung 1991, den An-
trag für die Aufnahme in die EG zu stellen, freilich
in Verbindung mit der Forderung, die Neutralität
wahren zu wollen32 .

Die Anpassungsprozesse in den genannten Politik-
bereichen sind innerhalb der Parteien der Großen
Koalition unumstritten. Lediglich die Grünen ver-
schließen sich mit dem Hinweis auf die immerwäh-
rende Neutralität den genannten Entwicklungen.

Bedenklich ist ein Stimmungsumschwung, der
Teile der Bevölkerung erfaßt hat und Befürch-
tungen laut werden läßt, die vier Freiheiten inner-
halb der EG würden österreichischen Interessen
schaden33 .

Neutrale sind der Kritik ausgesetzt, da - wie im
Falle Österreichs - Neutralität zwar völkerrecht-
lich garantiert, nicht aber inhaltlich definiert ist.
Dennoch beschränkte sich die Kritik an Öster-
reich auf Einzelfälle wie die Frage des Technolo-
gietransfers, der Rüstungsexporte in Spannungs-
gebiete oder der Glaubwürdigkeit der Verteidi-
gungsanstrengungen angesichts moderner Waf-
fensysteme.

4. Schweiz

Die immerwährende bewaffnete Neutralität der
Schweiz ist das Ergebnis eines langen histori-
schen Prozesses. Dieser begann mit der Nieder-
lage der Schweizer Kantone 1515 bei Marignano
gegen Frankreich. Sie markiert das Ende der
Großmachtpolitik der Kantone und den Beginn
des Bestrebens, sich abseits der Politik der Groß-
mächte zu halten. 1815 erkannten die europäi-
schen Großmächte die dauernde Neutralität der
Schweiz an34 .

Kennzeichnend ist der instrumentelle Charakter
der Neutralität für die Zielbestimmung der Außen-
politik, d.h. für Freiheit, Unabhängigkeit und Si-
cherheit des Staates. Im Sinne einer aktiven Neu-
tralitätspolitik auf der Grundlage völkerrechtlicher
Bestimmungen füllen die klassischen Aufgaben
einer Schutzmacht, die Guten Dienste sowie die
Mitgliedschaft in der UNO, inhaltlich diese Ziele
aus. Außenpolitik wird kooperativ, weltweit und
mehrdimensional betrieben. Doch trotz des Wil-
lens zu Mitgestaltung, Mitbestimmung und Mitver-
antwortung gewinnt der Beobachter den Eindruck
der Übervorsichtigkeit. Die Neuformulierung der
außenpolitischen Leitlinien nach dem Ende des
Ost-West-Konflikts hinterläßt einen zwiespältigen
Eindruck. Das Bekenntnis zu internationaler Soli-
darität, Kooperation und Integration in beste-
hende internationale Organisationen, zunächst in
erster Linie die KSZE und die UNO, danach in ein
kollektives europäisches Sicherheitssystem, wird
durch beharrende Tendenzen neutralisiert. Diese
äußern sich in der Entscheidung, auf die Neutrali-



tat in ihrem völkerrechtlichen Kemgehalt nicht zu
verzichten35 .

35 Vgl. Bericht der Studiengruppe zu Fragen der Schweize-
rischen Neutralität, Schweizerische Neutralität auf dem Prüf-
stand - Schweizerische Außenpolitik zwischen Kontinuität
und Wandel, o.O. 1992, S. 14ff.; Jean Freymond, La Suisse
en Europe, in: Cadmos, (1991) 54, S.55ff.
36 Vgl. Bericht (Anm. 35), S. 18f.
37 Vgl. Dietrich Schindler, Die EG und die schweizeri-
schen Eigenheiten, in: Schweizer Monatshefte, (1989) 11,
S. 892 ff.

38 Vgl. Daniel Frei, Außenpolitik im Spiegel der öffentli-
chen Meinung, in: Schweizerische Vereinigung für Politische
Wissenschaft - Jahrbuch, (1988), S.51ff.; Sigmund Widmer,
Parlament und Außenpolitik, in: ebd., S. 43f.
39 Vgl. Wilfried von Bredow/Thomas Jäger, Die Außenpo-
litik Deutschlands, in: Politik und Zeitgeschichte, B 1-2/91,
S. 27 ff.

Die sicherheitspolitischen Leitziele Unabhängig-
keit, Handlungsfreiheit und Integrität sind in ein
Konzept der Gesamtverteidigung eingebunden.
Dessen außenpolitische Komponente beinhaltet
Friedenssicherung, Konflikt- und Krisenbewälti-
gung sowie Rüstungskontrolle in den regionalen
und globalen internationalen Organisationen. Die
zentrale Komponente ist die Verteidigungspolitik;
sie umfaßt militärische, wirtschaftliche, zivile und
psychologische Elemente. Obwohl die außenpoliti-
sche Komponente die Bedeutung der bewaffneten
Neutralität relativiert hat, bleibt doch die militäri-
sche Tradition ein wesentlicher Teil des schweize-
rischen Selbstverständnisses. Da die Beschlüsse
von Maastricht hinsichtlich der außen- und sicher-
heitspolitischen Integration keine tragfähige si-
cherheitspolitische Struktur implizieren, werden
für die Sieherheitspolitik keine Schlußfolgerungen
abgeleitet. Ein Beitritt der Schweiz zur EG hätte
damit für die Neutralität keine Folgen36 .

Pragmatismus und Realismus kennzeichnen die
Wirtschaftspolitik der Schweiz. Als Reaktion auf
die Unterzeichnung der Römischen Verträge 1957
engagierte sie sich bei der Gründung der EFTA.
Der Freihandelsvertrag mit der EG 1972 fügte sich
in einen Anpassungsprozeß an die Herausbildung
wirtschaftlicher Interdependenzen ein. Aus Grün-
den der Glaubwürdigkeit der Neutralität wurden
eine Assoziation oder ein Beitritt zur EG stets ab-
gelehnt. Ab Mitte der achtziger Jahre setzte die
konsequente Haltung der drei anderen neutralen
Staaten die Schweiz einem enormen Druck aus. 
Dies führte schließlich dazu, daß sie ungeachtet
neutralitätsrechtlicher Vorbehalte ihre Politik
einer grundsätzlichen Revision unterzog. Allen
Bedenken zum Trotz bewegt sich die Politik in
Richtung eines Beitrittes zur EG37 .

Die Haltung gegenüber der EG ist innenpolitisch
umstritten. Die konservative Regierungskoalition
äußert sich im Gegensatz zur oppositionellen So-
zialistischen Partei eher reserviert. Einige Politiker
vertreten eine pointiert ablehnende Haltung. Die
Gewerkschaften lassen im Gegensatz zur Arbeit-
geberseite Zustimmung erkennen. Im allgemeinen

neigen die Schweizer unter Bezugnahme auf und
aus Sorge um ihre Traditionen dazu, Alternativen
zum Beitritt zur EG den Vorzug zu geben. Der
Neutralität wird offenkundig eine historisch ge-
wachsene innerstaatliche Integrations- und Identi-
fikationsfunktion beigemessen. Auffallend ist bei 
allem Pragmatismus die Diskrepanz zu dem
Wunsch nach außenpolitischer Zurückhaltung.
Dieser Widerspruch erklärt sich möglicherweise
aus dem Mißtrauen gegenüber der offiziellen Poli-
tik, welche die Position einer aktiven außenpoliti-
schen Linie verficht38 .

III. Die Neutralität und der Wandel *
der internationalen Beziehungen

1. Parameter des Wandels

Eine Vielzahl politischer, ökonomischer, ökologi-
scher und kultureller Problemstellungen und
Handlungszusammenhänge sind global vernetzt
und nur noch durch Koordination und Koopera-
tion von Staaten und gesellschaftlichen Akteuren
zu lösen. Die Globalisierung findet ihre Entspre-
chung im Prozeß der Regionalisierung, d.h. der
Verdichtung der supra- und internationalen Zu-
sammenarbeit in geographisch bzw. geopolitisch
und historisch bzw. kulturell zusammenhängenden
Räumen. Beide Prozeßmuster wirken als Transre-
gionalisierung zusammen: Interdependenzen zie-
hen sowohl Kooperation und Koordination als
auch Konkurrenz und Konflikte zwischen den Re-
gionen nach sich. Konterkariert werden diese Ent-
wicklungen durch die Re-Nationalisierung der in-
ternationalen Politik39 . Inhaltlich ergänzen Öko-
nomisierung und Demokratisierung die genannten
Entwicklungen. (
Im Zuge dieser prozessualen Veränderungen ha-
ben sich die internationalen Kräfteverhältnisse in
ihrer räumlichen und inhaltlichen Dimension ver-
ändert. Gesamtpolitisch ergibt sich auf globaler
Ebene eine pentagonale Struktur aus Westeuropa,
den USA, Japan, China und Rußland. Nuklear-
strategisch bleibt eiterhin das Dreieck USA, Ruß-
land und China bestehen, wohingegen sicherheits-
politisch ein Dreieck USA, Rußland und Westeu-



ropa bestimmend sein wird. Die Weltwirtschaft
dominieren die USA, Japan und Westeuropa40 .
Den Status von Staaten im multipolaren, multilate-
ralen und vernetzen System bestimmen Problem-
findungs- und Problemlösungskompetenz. Die
Transnationalisierung der internationalen Politik
weist den nichtstaatlichen gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Akteuren ein entscheidendes Maß
an Handlungskompetenz und -fähigkeiten zu -
über Staatsgrenzen hinweg und unkontrolliert von
den Institutionen des Staates.

40 Vgl. Werner Link, Handlungsmaximen deutscher
Außenpolitik, in: Jahrbuch für Politik, (1991), Halbband 1,
S.79ff.
41 Vgl. Volker Rittberger/Michael Zürn, Transformation
der Konflikte in den Ost-West-Beziehungen, in: Politische
Vierteljahresschrift, (1991) 3, S. 404ff.

42 Vgl. Erhard Forndran, Anmerkungen zur neuen sicher-
heitspolitischen Konstellation, in: Gegenwartskunde, (1991)
2, S. 147 ff.
43 Vgl. Heinz Magenheimer, Zur Neukonstellation der
Mächte in Europa, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/
91, S. 28ff.; Michael Staack/Oliver Meier, Die KSZE und
die Europäische Sicherheit, in: Aus Politik und Zeitge-
schichte, B13/92, S. 18ff.

Eine weitere wichtige Veränderung bestimmt die 
internationale Politik: Die weltpolitische Domi-
nanz des Ost-West-Konflikts ist der Konfliktviel-
falt der Ost-West-Beziehungen gewichen, die für
Europa mit einer Transformation von schwer
regelbaren Konflikten hin zu leichter regelbaren
einherging41 . Dennoch bleibt das internationale
System auch in Zukunft ein anarchisches Selbsthil-
fesystem. Die Verteilung und Aneignung von Wer-
ten sind Machtfragen und führen als solche zu
Konflikten, deren Ursachen sich allerdings vom
Politikfeld Sicherheit hin zu Verteilungsfragen von 
Wohlfahrt und Herrschaft verlagern. Wie die An-
nexion Kuwaits durch den Irak zeigt, versuchen
regionale Vormächte, die weltpolitische Entspan-
nung zum Ausbau ihrer Macht zu nutzen. Die mili-
tärischen und politischen Auseinandersetzungen
mit dem Irak zeigen, wie schwierig es ist, nationali-
stisch motivierte Machtpolitik in ihre Schranken zu
weisen.

Den supra- und internationalen Organisationen er-
wachsen aus den Veränderungen neue Verantwor-
tung und neue Kompetenzen. So steht die Integra-
tionspolitik der EG unter einem enormen Anpas-
sungsdruck, dem sie bislang vorwiegend mit den
bekannten Instrumenten Rechnung trägt. Quali-
tative inhaltliche oder organisatorische Verände-
rungen sind aus verschiedenen Gründen nur
schwer zu realisieren. Neben der Korrektur struk-
tureller und institutioneller Unvereinbarkeiten so-
wie organisatorischer Defizite steht die EG vor der
Entscheidung über Erweiterung oder Vertiefung
der Integration.

Nach der Auflösung des Warschauer Paktes sieht
sich die NATO mit der Frage nach ihrem Fortbe-
stehen konfrontiert. Wenn auch ihre Leistungsfä-
higkeit nicht angezweifelt wird, so sind doch Bünd-

niszweck und Bündnisgebiet neu zu bestimmen.
Den politischen Aufgaben kommt in Zukunft grö-
ßere Bedeutung zu: Nationalistisch motivierte
Konflikte in Europa entziehen sich dem Instru-
mentarium einer Organisation, die ein alt gewor-
denes Kind des Kalten Krieges ist. Die Gründung
eines nordatlantischen (NATO) Kooperationsra-
tes und die Möglichkeit, der KSZE Truppen und
Logistik für friedenserhaltende Maßnahmen zur
Verfügung zu stellen, weisen in die nächste Zu-
kunft42 . Die KSZE hat nach ersten Schritten der
Institutionalisierung (z.B. das Sekretariat in Prag)
auf ihrer letzten Gipfelkonferenz eine weitrei-
chende Veränderung beschlossen: Sie stellt nun
eine regionale Abmachung nach Kapitel 8 der
Charta der Vereinten Nationen dar43 . Dies gilt ent-
sprechend für die UNO. Kompetenzen, Entschei-
dungsmechanismen und interne Struktur schwä-
chen die Weltorganisation. Eigene Streitkräfte im
Rahmen der kollektiven Sicherheit sind ein bedeu-
tendes, aber nicht das wichtigste Thema: Ökolo-
gie, Unterentwicklung, Rüstung und Kriege in der
Dritten Welt sind brennende Probleme.

2. Folgerungen für die Neutralität

Die neutralen Staaten Europas unterscheiden sich
deutlich in Entstehung und Ausformung ihrer
Neutralität. Sie stellt für alle Beteiligten im jeweili-
gen historischen Kontext eine akzeptable Lösung
dar. Als historisch bedingtes Konzept hat sie ange-
sichts der gegenwärtigen Veränderungen der inter-
nationalen Beziehungen für die zukünftige Gestal-
tung der Weltpolitik ihre Relevanz weitgehend
verloren. Neutralitätspolitik im Frieden ermöglicht
Neutralität in einem bewaffneten Konflikt. Kriege
in den Entwicklungsregionen der Welt machen
diese Haltung fragwürdig. Dies zeigte die lebhafte
Diskussion um die Rolle der Neutralität angesichts
der vom Sicherheitsrat der UNO gebilligten
Militäraktion gegen den Irak 1991. In vergleichba-
ren weltpolitischen Situationen wären die Neutra-
len erneut mit dem Dilemma konfrontiert, Solida-
rität mit der Staatengemeinschaft zu üben oder
neutralitätsrechtlich begründete Zurückhaltung zu
praktizieren. Neutralität, nationale Souveränität
und internationale Solidarität stehen in einem wi-
dersprüchlichen Verhältnis zueinander. Ein Staat,
dessen Souveränität von der Beachtung völker-



rechtlicher Grundsätze abhängt, kann sich nicht
Maßnahmen entziehen, die auf dem Boden des
Völkerrechts zu dessen Schutze dienen.

Nationalstaatliche Souveränität ist Voraussetzung
für die Glaubwürdigkeit der Neutralität; Interde-
pendenzen und transnationale Beziehungen entlar-
ven aber die Souveränität des Nationalstaates als
Mythos. Zugleich vermindern die beiden Phäno-
mene die Bedeutung militärischer Macht, obwohl
für die Neutralen eine Akzentverschiebung in den
militärischen Bereich festzustellen ist, mit der sie
ihre Rolle definieren und Glaubwürdigkeit demon-
strieren. Angesichts der geringen Wahrscheinlich-
keit militärischer Auseinandersetzungen in Europa
wird es schwierig, Neutralität im Frieden zu defi-
nieren. Nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes
ist keine neue Sicherheitsordnung erkennbar, aus
der heraus Neutralität begründbar wäre. Die Kon-
fliktursachen der Gegenwart - wirtschaftliche In-
terdependenzen, Schutz der Umwelt, soziale
Frage, Transformationsprozesse - erfordern neue
und andere politische Strategien44 . Damit bleiben
den Neutralen nur wenige Alternativen neben der
Vollmitgliedschaft in der EG, die allerdings ein
Beharren auf den inadäquaten Standpunkten der
Neutralitätspolitik ausschließt. Neutralitätsvorbe-
halte würden die ohnehin schwierigen EG-inter-
nen Entscheidungsprozesse lahmlegen. Mit ihrer
praktizierten Politik weichen die Neutralen von
der offiziell und möglicherweise aus innenpoliti-
schen Zwängen heraus verfolgten Linie ab. Dies
käme der von Frei genannten sechsten Dimension
nahe - zwar nicht im Sinne der Legitimation
außenpolitischer Isolation, wohl aber im Sinne
einer Befriedung notwendiger Anpassungspro-
zesse an die Veränderungen der internationalen
Beziehungen.

44 Vgl. Philip Windsor, Options for Neutral Staates, in:
Richard E. Bissel/Curt Gasteyger (Hrsg.), The Missing
Link. West European Neutrais and Regional Stability, Dur-
ham, N.C.-London 1990, S. 180ff.

45 Vgl. Ulrich Albrecht/Burkhard Auffermann/Pertti Jo-
enniemi, Neutrality.The Need for a Conceptual Revision
(Occasional Papers, Nr. 35), Tampere (Finnland) 1988,
S.35ff.
46 Vgl. Pertti Joenniemi, The Peace Potential of Neu-
trality, in: Bulletin of Peace Proposals, (1989) 2, S. 178 ff.
47 Vgl. Nils Andrn, On the Meaning and Uses of Neu-
trality, in: Cooperation and Conflict, (1991) 3, S. 79 ff.
48 Vgl. Manfred Rotter, Von der integralen zur differen-
tiellen Neutralität, in: Europäische Rundschau, (1991) 3,
S.33ff.
49 Vgl. Ole Waever, Nordic Nostalgia: Northern Europe
after Cold War, in: International Affairs, (1992) 1, S. 96ff.;
Lena Jonson, The Role of Russia in Nordic Regional Coop-
eration, in: Cooperation and Conflict, (1991) 3, S. 142ff.
50 Vgl. Bo Strath, The Illusory Nordic Alternative to
Europe, in: Cooperation and Conflict, (1980) 2, S. 104ff.;
Bengt Sundelius, Foreign Policies of Northern Europe, Boul-
der 1982, S. 180ff.

Dabei ist die Notwendigkeit einer Diskussion über
Inhalte und Ziele der Neutralität unbestritten. Sie
dreht sich zumeist im Kreise und benennt Politik-
inhalte, die ohnehin Bestandteil aktiver Neutrali-
tätspolitik sind und lediglich in einem neuen politi-
schen Kontext mit anderen Begriffen benannt
werden. Die häufig genannten politischen Ziele -
Friedenswahrung, Brückenfunktion, Beitrag zum
Abrüstungs- und Rüstungskontrollprozeß, kollek-

tive europäische Friedensordnung - sind Ziele al-
ler KSZE-Staaten, mithin keine typischen Ziele
neutraler Politik45 . Auch ein interaktives Modell
der Neutralität der Konfliktlösung und Konfliktbe-
grenzung beschreibt keine ausschließlich neutrale
Position46 . Problematisch sind vor allem Ansätze,
die angesichts neuer Konfliktkonstellationen und
Kräftekonfigurationen einen differentiellen Be-
griff der Neutralität bestimmen. Dieser ließe eine
Mitgliedschaft in supranationalen Organisationen
zu, sofern der Bereich der Sicherheitspolitik ausge-
klammert wird47 oder wenn damit deren Einbin-
dung in kollektive Sicherheitssysteme verknüpft
ist48 - in Kenntnis interdependenter, politikbe-
reichsübergreifender Tendenzen.

Dessen ungeachtet orientiert sich die Politik prag-
matisch an den realen Verhältnissen. Dies belegen
die EG-Beitrittsanträge und die außenpolitischen
Neuorientierungen Finnlands, Schwedens, Öster-
reichs und der Schweiz. Ähnliches gilt für Nordeu-
ropa: Mit dem Zerfall der UdSSR in souveräne
Republiken entsteht ein neuer geopolitischer Be-
zugsrahmen, der möglicherweise in ein regionales
Untersystem führt, das in die Regionalismusdis-
kussion im Sinne der Region als staatenübergrei-
fender, kooperativer Einheit eingebettet wäre49 .
Dies folgt aus der Einsicht, daß eine nordische,
nun baltische Zusammenarbeit ein Element im
Rahmen der Entwicklung integrativer Einheiten in
Europa darstellt50 . Die neue Konfliktkonfiguration
in Europa unter den Bedingungen eines vernetz-
ten, interdependenten und transnationalen Sy-
stems entzieht auch einer dynamisch interpretier-
ten Neutralität den Boden.



Anton Pelinka

Österreich: Was bleibt von den Besonderheiten?

I. Merkmale des politischen Systems II. Parteienstaat

Das sich nach dem Zweiten Weltkrieg herausbil-
dende politische System Österreichs war durch ex-
treme Parteienstaatlichkeit und ebenso extreme
Verbändestaatlichkeit gekennzeichnet. Diese bei-
den Merkmale unterschieden bisher Österreich si-
gnifikant von anderen westlichen Demokratien
Europas. Sie machten das spezifisch Österreichi-
sche aus, das dieses Land und seine politische
Struktur von anderen Staaten unterschied.

Parteienstaatlichkeit: Die Republik Österreich war
1918 (Ausrufung der Republik) bzw. 1920 (Verab-
schiedung der immer noch gültigen Bundesverfas-
sung) eine Gründung der Parteien. Dies wieder-
holte sich 1945: Die Parteien riefen die Unabhän-
gigkeit Österreichs aus und entschieden über die
grundlegenden Regeln des politischen Entschei-
dungsprozesses1.

1 Zur allgemeinen Entwicklung des Parteiensystems vgl.
Anton Pelinka/Fritz Plasser (Hrsg.), Das österreichische
Parteiensystem, Wien-Köln-Graz 1988.
2 Zum österreichischen Verbändesystem vgl. Peter Ger-
lich/Edgar Grande/Wolfgang C. Müller (Hrsg.), Sozialpart-
nerschaft in der Krise. Leistungen und Grenzen des Neokor-
poratismus in Österreich, Wien-Köln-Graz 1985.

3 Konzept und Begrifflichkeit der „Lager“ gehen zurück
auf Adam Wandruszka, Österreichs politische Struktur. Die
Entwicklung der Parteien und politischen Bewegungen, in:
Heinrich Benedikt (Hrsg.), Geschichte der Republik Öster-
reich, Wien 19543, S. 291-300.

Verbändestaatlichkeit: Ab 1945 entwickelte sich -
neben den Verfassungsorganen (Parlament, Bun-
desregierung, Bundespräsident) - ein gewichtiges 
zweites Entscheidungszentrum, die Sozialpartner-
schaft. Ihre Träger waren stark zentralistisch struk-
turierte Wirtschaftsverbände, die nahezu das ge-
samte gesellschaftliche (insbesondere wirtschaft-
liche) Leben Österreichs erfaßten2 .

Diese für das Verständnis Österreichs wichtigen
Merkmale verlieren zunehmend an Bedeutung; in
den letzten Jahren ist der Stellenwert der Parteien-
staatlichkeit ebenso rückläufig wie der Stellenwert
der Verbändestaatlichkeit. Dies bedeutet einen
Verlust an österreichischer Besonderheit - und
gleichzeitig eine Anpassung an die in anderen
westeuropäischen Demokratien vorherrschenden
Standards.

In Österreich sind die Parteien älter als der Staat.
Sowohl die Sozialdemokratische Partei Österreichs
(SPÖ) als auch die Österreichische Volkspartei
(ÖVP) sowie die Freiheitliche Partei Österreichs
(FPÖ) stehen in der direkten Nachfolge von Par-
teien, die sich vor mehr als hundert Jahren unter
den Rahmenbedingungen der österreichischen
Reichshälfte der Habsburger Monarchie etablieren
und entwickeln konnten. Unter diesen Rahmenbe-
dingungen, zu denen insbesondere eine (nach den
Maßstäben des 19. Jahrhunderts) fehlende Natio-
nalstaatlichkeit gehörte, kam den Parteien vor
1914 die Funktion eines Heimatersatzes zu: Politi-
sche Loyalitäten entwickelten sich in Österreich
vorwiegend im Rahmen der drei politisch-weltan-
schaulichen „Lager“3 , d.h., statt eines auf den
Staat bezogenen Patriotismus entstanden feste
Bindungen an die Lager:

- das sozialistische Lager, fest mit der Arbeiter-
bewegung verbunden und an einem marxisti-
schen Gesellschaftsverständnis (Austromarxis-
mus) orientiert;

- das christlich-konservative Lager, eng mit der
Katholischen Kirche verflochten und einem
Politischen Katholizismus verpflichtet;

- das deutschnationale Lager, auf eine enge Ver-
bindung Österreichs mit Deutschland hin aus-
gerichtet.

Die besonderen, auf der Lagerbindung aufbauen-
den Loyalitäten überdauerten Bürgerkrieg und
autoritären Ständestaat, nationalsozialistische
Diktatur und Zweiten Weltkrieg. 1945 freilich war
das deutschnationale Lager durch den Nationalso-
zialismus diskreditiert, und die Zweite Republik
war Parteienstaat im Sinne eines von ÖVP und
SPÖ bestimmten Staats- und Politikverständnisses.
Die historisch verständlichen Loyalitäten bewirk-



ten eine im europäischen Vergleich extreme politi-
sche Organisationsdichte - nahezu ein Drittel der
österreichischen Wählerinnen und Wähler gehörte
einer der beiden Großparteien an.

Die ausgeprägte Parteienstaatlichkeit begünstigte
zunächst ganz eindeutig ÖVP und SPÖ, die bis 
1966 in Form einer Großen Koalition gemeinsam
regierten. Doch auch in der Phase der Alleinregie-
rungen (ÖVP: 1966-1970; SPÖ: 1970-1983) setzte
sich zunächst der Trend zugunsten der Großpar-
teien fort. Erst in den achtziger Jahren kam es zu
einer zunächst langsamen, dann raschen gegentei-
ligen Entwicklung4 : Die Großparteien, die noch
1975 über 93 Prozent der gültigen Stimmen erhal-
ten hatten, konnten bei der Nationalratswahl 1990
kaum noch 75 Prozent auf sich vereinen (vgl.
Tabelle 1).

4 Vgl. Fritz Plasser/Peter A. Ulram, Überdehnung, Ero-
sion und rechtspopulistische Reaktion, in: österreichische
Zeitschrift für Politikwissenschaft, (1992) 2, S. 147-164.

5 Vgl. Fritz Plasser, Parteien unter Streß. Zur Dynamik der
Parteiensysteme in Österreich, der Bundesrepublik Deutsch-
land und den Vereinigten Staaten, Wien-Köln-Graz 1987,
S. 139-155.

Hinzu kam der Rückgang der - ursprünglich unge-
wöhnlich hohen - Wahlbeteiligung, die zwar noch
immer über dem europäischen Durchschnitt liegt,
aber nicht mehr als Extremwert aufzufassen ist
(vgl. Tabelle 2).

Nutznießer dieser Entwicklung sind einerseits die
FPÖ, die - obwohl ebenfalls für eines der traditio-
nellen Lager stehend - aus dem ursprünglichen

Nachteil der mangelnden Einbindung in den Par-
teienstaat nun einen Vorteil zu ziehen versteht,
und andererseits die Grünen, die 1986 erstmals
in den Nationalrat einziehen konnten (vgl.
Tabelle 3).

i
Diese Entwicklung muß vor dem Hintergrund der
Erneuerung der Großen Koalition gesehen wer-
den. Nach einem relativ kurzen Zwischenspiel
einer SPÖ-FPÖ-Koalition etablierte sich nach der
Nationalratswahl 1986 abermals das Regierungs-
bündnis zwischen SPÖ und ÖVP. Wuchsen jedoch
während der Zeit der ersten Koalition, 1945
(zunächst, bis 1947, noch unter Einschluß der klei-
nen KPÖ), die Wähleranteile der Großparteien
an, mußte die erneuerte Große Koalition nun das
Gegenteil erfahren: Die Große Koalition nützt der
Opposition, nicht (mehr) der Regierung.

Diese von den Großparteien wegführende Ent-
wicklung machte sich auch bei den Mitgliederzah-
len bemerkbar. Sie sind bei SPÖ und ÖVP rück-
läufig - ohne daß die entsprechenden Zahlen der
FPÖ entscheidend im Steigen begriffen wären
(vgl. Tabelle 4).

Es wird deutlich, daß die jüngsten Entwicklungen
im österreichischen Parteiensystem nicht nur eine
Umschichtung innerhalb des bestehenden Systems
sind, sondern einen grundsätzlichen Wandel dar-
stellen. Die Wahlbeteiligung geht zurück, und
ebenso geht die Zahl derer zurück, die Mitglied
einer Partei werden wollen. Diese Entwicklungen
sind somit ein „dealignment" (Auflösung von
Parteibindungen) und nicht ein „realignment"
(Neuformierung von Parteibindungen)5-: Das tradi-
tionelle Parteiensystem verliert seine typischen
Merkmale, ohne daß ein neues, ähnlich klar struk-
turiertes Parteiensystem erkennbar wäre. Die
Wählerinnen und Wähler wenden sich von Par-
teien generell ab - sie orientieren sich nicht einfach
von einer Partei zu einer anderen um.

Die abnehmende Bindungskraft des Parteiensy-
stems geht Hand in Hand mit einer abnehmenden
Kontrollfähigkeit der Parteien gegenüber Staat
und Gesellschaft. Die österreichische Parteien-
staatlichkeit war u. a. dadurch gekennzeichnet,
daß die in allen westlichen Demokratien existie-
rende „Schleusenwärter-Funktion“ der Parteien
extrem ausgeprägt war. In Österreich entschieden
die Parteien nach 1945 nicht nur - entsprechend
einer westlichen Normalität - über die Zusammen-



6 Vgl. Alois Brusatti, Entwicklung der Wirtschaft und der
Wirtschaftspolitik; Josef Taus, Parteien und Wirtschaft; Felix
Butschek, Struktur- und Integrationsprobleme, jeweils in:
Erika Weinzierl/Kurt Skalnik (Hrsg.), Österreich. Die
Zweite Republik, Bd. 1, Graz-Wien-Köln 1972.

7 Vgl. Susanne Dermutz, Der österreichische Weg. Schul-
reform und Bildungspolitik in der Zweiten Republik, Wien
1983, S. 54-59.

Setzung der Parlamente und Regierungen. Sie kon-
trollierten darüber hinaus die Zugänge zu entschei-
denden Positionen im Wirtschafts- und Bildungssy-
stem.

Im Wirtschaftssystem kam den Parteien (d.h.
ÖVP und SPÖ) zugute, daß aus historischen Grün-
den weite Teile der österreichischen Wirtschaft
durch die beiden Verstaatlichungsgesetze 1946 und
1947 direkt oder indirekt in das Eigentum der Re-
publik übertragen wurden6 . Die wichtigsten der
größeren Industriebetriebe und der größeren Ban-
ken waren (und sind) auf diese Weise direkt oder
indirekt verstaatlicht.

Durch diese wechselseitige Durchdringung von 
Staat und Wirtschaft etablierten die Großparteien
feste Proporzregeln für die Besetzung der Vor-
standsetagen dieser Staatswirtschaft. Vergleichba-
res gilt für den Bereich des Schulwesens: ÖVP und
SPÖ regelten und regeln, gestützt auf entspre-
chende Schulgesetze aus dem Jahre 1962, die Kar-
rieren im gesamten Schulbereich7 .

Diese wechselseitige Durchdringung von Staat
(d.h. Parteien) und Gesellschaft (vor allem Wirt-
schaft und Bildung) widerspricht immer stärker
der öffentlichen Befindlichkeit. Das nahm auch die
Große Koalition zur Kenntnis: In den beiden
Arbeitsübereinkommen, die SPÖ und ÖVP jeweils
nach den Nationalratswahlen von 1986 und 1990



unterzeichneten, verpflichteten sich die Regie-
rungsparteien zur Verminderung des Parteienein-
flusses insbesondere im Bereich der Wirtschaft8 .
Deutlichster Ausdruck dieses Trends ist, daß SPÖ
und ÖVP sich auf eine weitgehende Privatisierung
der verstaatlichten Wirtschaft festgelegt haben.

8 Vgl. Anton Pelinka/Sieglinde Rosenberger, Große Koali-
tion in Österreich. Rückkehr zur Normalität?, in: Werner
Link/Eberhard Schütt-Wetschky/Gesine Schwan (Hrsg.),
Jahrbuch für Politik, 2 (1992), 1. Halbband.

9 Vgl. Anton Pelinka, Modellfall Österreich? Möglichkei-
ten und Grenzen der Sozialpartnerschaft, Wien 1981; Bernd
Marin, Die Paritätische Kommission. Aufgeklärter Techno-
korporatismus in Österreich, Wien 1982.
10 Vgl. Gerhard Lehmbruch, Introduction: Neo-Corpora-
tism in Comparative Perspective, in: Gerhard Lehmbruch/
Philippe C. Schmitter (Hrsg.), Patterns of Corporatist
Policy-Making, London-Beverly Hills 1982, S. 16-19.
11 Vgl. Anton Pelinka, Sozialpartnerschaft auch ohne
Kammern - Legitimationsprobleme des Kammerstaates, in:
Andreas Khol/Günther Ofner/Alfred Stimemann (Hrsg.),
österreichisches Jahrbuch für Politik 89, München-Wien
1990.

III. Verbändestaat

Der österreichische Verbändestaat baut auf fol-
genden Wirtschaftsverbänden auf:

- Kammern: In einer ganz spezifisch österreichi-
schen Weise sind nahezu alle berufstätigen
Menschen in Österreich (wichtigste Ausnahme:
öffentlich Bedienstete) in eine Kammerorgani-
sation mit Pflichtmitgliedschaft eingebunden.
Für den Verbändestaat kommt dabei den Kam-
mern für Arbeiter und Angestellte (bundes-
weite Dachorganisation: Bundesarbeiterkam-
mer), den Handelskammern (bundesweite
Dachorganisation: Bundeswirtschaftskammer)
und den Landwirtschaftskammern (bundes-
weite Dachorganisation: Präsidentenkonfe-
renz) besondere Bedeutung zu.

- österreichischer Gewerkschaftsbund (ÖGB):
Dieser besitzt - abermals eine europäische Ein-
maligkeit - ein faktisches Monopol; es gibt
keine Gewerkschaft außerhalb des ÖGB.
Überdies ist der ÖGB ungewöhnlich zentrali-
stisch strukturiert, das Entscheidungsüberge-
wicht des Gewerkschaftsbundes über die 14 ihm
angehörenden Einzelgewerkschaften ist stark
ausgeprägt.

Der ÖGB wurde von den Parteien 1945 neu ge-
gründet. Dadurch sollte eine überparteiliche,
wenn auch mit den Parteien eng verbundene, zen-
tralistische gewerkschaftliche Organisation ge-
schaffen werden. Um gegenüber dem ÖGB ein
Gegengewicht auf der Arbeitgeberseite zu schaf-
fen, wurde 1946 die Bundeskammer der Gewerbli-
chen Wirtschaft (Bundeswirtschaftskammer) ge-
gründet. Die Bundeswirtschaftskammer und der
ÖGB sind die eigentlichen Träger des Verbände-
staates.

Das Wesen des Verbändestaates ist die Über-
nahme von Entscheidungskompetenzen, die da-

durch dem Parteienwettbewerb entzogen und von
parlamentarischen Mehrheitsverhältnissen unab-
hängig sind. Dazu bedienen sich die Verbände ver-
schiedener, von ihnen mitgetragener und kontrol-
lierter Einrichtungen - insbesondere der Paritäti-
schen Kommission für Lohn- und Preisfragen9 .

Die ausgeprägte Form des österreichischen Ver-
bändestaates wurde in der Vergangenheit als
Spitzenwert im europäischen Korporatismus be-
wertet10 . Viele Merkmale der gesellschaftlichen
Entwicklung Österreichs wurden auf diese Ver-
bändestaatlichkeit zurückgeführt, z. B. der soziale
Frieden, ausgedrückt in einer extrem geringen
Streikhäufigkeit, und die wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit, ausgedrückt in überdurchschnittlichen
Wachstumsraten. Doch in den achtziger Jahren be-
gann auch der Verbändestaat zu bröckeln, und zu 
Beginn der neunziger Jahre sieht sich der „Sozial-
partnerschaft“ genannte Korporatismus öster-
reichischer Prägung neuen Problemen ausgesetzt.

Dazu zählt die Hinterfragung des Kammersystems.
Die dort praktizierte Pflichtmitgliedschaft wider-
spricht dem Zeitgeist. Insbesondere die FPÖ, aber
auch die Grünen kritisieren, daß diese große Zahl
von Menschen - ohne die Möglichkeit des Austrit-
tes zu haben - in ein Kammersystem gesetzlich hin-
eingezwungen wird11 . Die Debatte über die
Pflichtmitgliedschaft rührt an eine Voraussetzung
der Sozialpartnerschaft: Wenn die Mitglieder ins-
besondere der drei großen Kammerorganisationen
die Möglichkeit zum Austritt haben, werden die
Spitzen der Verbände stärker bemüht sein müssen,
sich den Bedürfnissen und Wünschen ihrer Mit-
glieder zu widmen. Dies aber würde ihre Kompro-
mißfähigkeit gegenüber der jeweils „anderen“ so-
zialpartnerschaftlichen Seite beeinträchtigen.

Analogen Problemen ist der ÖGB ausgesetzt.
Zwar hat er noch immer eine überdurchschnitt-
liche Organisationsdichte, aber die Zahl der Mit-
glieder ist rückläufig (vgl. Tabelle 5).

Die schwindende Prägekraft des Verbändestaates
zeigt sich auch in der Abnahme der Verbändefunk-



12
sche Kultur und politischer Wandel in Österreich,
Köln-Graz 1990, S.204.

tionäre im österreichischen Parlament (vgl. Ta-
belle 6). Typisch für die Zweite Republik war (und
ist), daß ein ungewöhnlich hoher Prozentsatz der
Abgeordneten zum Nationalrat Funktionäre der
großen Wirtschaftsverbände sind. Dies stellt eine
unmittelbare Konsequenz der engen Verflechtung
zwischen Parteien- und Verbändestaat dar. Die
Verbände entsenden ihre Vertreter, auf dem Um-
weg über die mit ihnen verbundenen Parteien, di-
rekt in das Parlament. Sie ersparen sich durch die-
sen „eingebauten“ Lobbyismus den für westliche
Demokratien sonst üblichen Lobbyismus von
außen.

Innerhalb weniger Jahre ging der Anteil der den
Verbändestaat repräsentierenden Abgeordneten
von 44 auf 34 Prozent zurück - ein ungewöhn-
licher, sogar signifikanter Bedeutungsverlust. Dies
entspricht (noch) nicht einem Bedeutungsverlust
der Sozialpartnerschaft in der öffentlichen Wahr-
nehmung. Noch immer wird Sozialpartnerschaft in
Österreich von einer großen Mehrheit der Bevöl-
kerung positiv bewertet12. Daß allerdings die Vor-



aussetzungen der Sozialpartnerschaft - etwa die
Pflichtmitgliedschaft und die hohe Organisations-
dichte des Gewerkschaftsbundes - zunehmend in
Frage gestellt werden, muß sich langfristig auf die
Sozialpartnerschaft und damit auf den Verbände-
staat auswirken.

IV. Eine neue Logik

Die Entwicklung, die vom Parteienstaat und vom
Verbändestaat wegführt, bringt in das politische
System eine neue Logik. Bis in die achtziger Jahre
war das politische System Österreichs vom Neben-
einander einer parlamentarischen und einer so-
zialpartnerschaftlichen Logik charakterisiert. Im
Rahmen des Parlamentarismus agierten politische
Parteien gegeneinander nach den Grundregeln der
Konkurrenzdemokratie. Im Rahmen der Sozial-
partnerschaft agierten wirtschaftliche Verbände
miteinander nach dem Muster der Konkordanzde-
mokratie13 . Diese beiden Logiken wurden durch
die Verflechtung von Parteien und Verbänden ver-
klammert: Die Großparteien waren, repräsentiert
durch entsprechende Teil- und Vorfeldorganisatio-
nen, in den großen Kammern und im ÖGB vertre-
ten; die Kammern und der ÖGB wiederum hatten,
z. B. in Form von Repräsentanten im Parlament,
ihre Vertreter in den Parteien.

13 Der Begriff der Konkordanzdemokratie entspricht dem
Begriff „consociational democracy“ bei Arend Lijphart,
Democracy in Plural Societies, New Haven, Ct. 1977, S. 25.

14 Zum Begriff Populismus und populistische Logik vgl.
Anton Pelinka (Hrsg.), Populismus in Österreich, Wien
1987, inbesondere S. 65-68.
15 Vgl. A. Pelinka/S. Rosenberger (Anm. 8).

Parteienstaat und Verbändestaat waren eins; die
Wettbewerbslogik des Parlamentarismus und die
Kooperationslogik der Sozialpartnerschaft ergänz-
ten einander. Dadurch erhielt das politische Sy-
stem einerseits ein hohes Maß an Berechenbarkeit;
Österreich galt als eines der am leichtesten regier-
baren Systeme westlicher Demokratien. Anderer-
seits wurde die demokratische Legitimation dieses
so stabilen Systems nicht behindert, Wahlergeb-
nisse mündeten zumindest indirekt in entspre-
chende Mehrheits- und Regierungsbildungen.

Der Abstieg des Parteien- wie auch des Verbände-
staates muß zu einer Reduzierung dieser unge-
wöhnlichen Stabilität führen. Es sind diejenigen
Parteien im Aufwind, die sich nicht mit der ausge-
prägten Parteien- und Verbändestaatlichkeit iden-
tifizieren. FPÖ und Grüne sind im Verbändestaat
nicht vertreten und können damit unabhängig von 
ihm agieren. Ihr handlungsleitendes Interesse ist
nicht primär die kompromißhafte Abstimmung

politischer Ziele, sondern die größtmögliche Reso-
nanz politischen Agierens bei den Wählerinnen
und Wählern.

Allein schon der Umstand, daß sich Parteien, die
in das parteienstaatliche und verbändestaatliche
System nicht oder kaum eingebunden sind, im
politischen Aufwind befinden, muß die Stabilität
des gesamten politischen Systems reduzieren.
Wahlergebnisse werden offener, Mehrheitsbildun-
gen im Parlament potentiell komplizierter. Der da-
durch begünstigte Stil von Politik beruft sich auf
den Direktkontakt mit der Wählerschaft - Parteien
und erst recht Verbände als Transmissionsriemen
scheinen damit immer weniger wichtig und tenden-
ziell geradezu überflüssig zu werden.

Diese „populistische“ Logik14 hatte 1992 zwei kon-
krete Auswirkungen:

- Im Mai 1992 wurde mit Thomas Klestil derje-
nige Kandidat in das (verfassungsrechtlich
wichtige, verfassungspraktisch weniger wich-
tige) Amt des Bundespräsidenten gewählt, der
die größtmögliche Distanz zu den Parteien (ein-
schließlich seiner Partei, der ÖVP) demon-
striert hatte.

- Im Sommer 1992 beschloß der Nationalrat mit
den Stimmen von FPÖ und ÖVP ein neues
Wahlrecht, das - unter Wahrung der Grund-
sätze der Verhältniswahl - dem Ziel der „Perso-
nalisierung“ und damit der geringeren Partei-
nähe der Parlamentarier verpflichtet ist15 .

Bei der Wahl Klestils, die - entsprechend den Be-
stimmungen der Verfassungsnovelle von 1929 - di-
rekt-demokratisch durchgeführt wurde, kam die
Distanz zu den Parteien klar zum Ausdruck. Ob-
wohl Klestil Mitglied der ÖVP und Kandidat die-
ser Partei war, erklärte ein Viertel seiner Wähler,
sie hätten gewählt, „weil er über den Parteien
steht“ (vgl. Tabelle?).

Der populistischen Logik entsprechend sind die-
jenigen Politiker und Parteien erfolgreich, die - zu-
mindest optisch - auf größtmögliche Distanz zum
Parteienstaat zu gehen in der Lage sind. Da aber
die politische Rekrutierung, den Spielregeln west-
licher Demokratien entsprechend, nach wie vor
grundsätzlich über und durch die Parteien erfolgt,
werden auf diese Weise die Parteien zu Selbstdi-
stanzierung und Selbstverleugnung gezwungen.



Diese populistische Logik ist die Folge eines gesell-
schaftlichen und eines politischen Wandels. Die ge-
sellschaftliche Entwicklung hat in Österreich zum
Aufbrechen der traditionellen sozialen Milieus ge-
führt. Ein geschlossenes proletarisches Milieu exi-
stiert genausowenig wie ein geschlossenes bäuerli-
ches Milieu; damit sind die Kembereiche sowohl
des sozialistischen als auch des christlich-konserva-
tiven Lagers aufgelöst. Die Lager und damit die für
Österreich bis vor kurzem so wesentliche, außerge-
wöhnliche loyale Bindung an die Parteien haben
sich erübrigt, sie sind überflüssig geworden.

Dieser soziale und politische Hintergrund führt
dazu, daß die politischen Strukturen Österreichs
sich tendenziell denen westeuropäischer Demokra-
tien annähem. Dies entspricht auch der aktuellen
außenpolitischen Orientierung: 1989 stellte Öster-
reich als erstes der vier neutralen europäischen
Länder den Antrag auf EG-Mitgliedschaft16. Damit
hat die innenpolitische Tendenz zur Verwestli-
chung eine außenpolitische Entsprechung erfahren.

16 Vgl. Heinrich Schneider, Alleingang nach Brüssel.
Österreichs EG-Politik, Bonn 1990, S. 91-97. 17 Vgl. P. A. Ulram (Anm. 12), S. 291-306.

Dem entspricht auch eine wirtschaftspolitische „Ver-
westlichung“. Österreichs Wirtschaft, durch einen
überdurchschnittlich hohen Anteil der verstaatlich-
ten Industrie und der verstaatlichten Banken ge-
prägt, ist in den achtziger Jahren zunehmend von
marktwirtschaftlichen Tendenzen erfaßt worden.
Die Regierung der Großen Koalition hat sich grund-
sätzlich zur Privatisierung der verstaatlichten Unter-
nehmungen bekannt. Dadurch geht eine weitere
Besonderheit Österreichs zurück - die besonders
enge Verflechtung von Staat und Wirtschaft.

Dadurch erhält das Wirtschaftssystem zunehmend
Impulse in Richtung auf mehr Wettbewerb. Dies ist
nicht nur als eine Art Vorleistung in Richtung auf
Integration in den europäischen Markt zu sehen,
sondern auch als Parallele zur Verstärkung des poli-
tischen Wettbewerbs. Das Parteiensystem dekon-
zentriert sich - und ebenso das Wirtschaftssystem.

Die wirtschaftliche Entwicklung Österreichs
verläuft grundsätzlich im Gleichklang mit der ge-
samten Entwicklung Westeuropas. Die wirtschaft-
lichen Eckdaten liegen auch zu Beginn der neun-
ziger Jahre zumeist etwas über den Eckdaten der
EG oder der europäischen OECD-Staaten. Die
Zahlen für Arbeitslosigkeit (1991: 5,8 Prozent),
Inflation (3,3 Prozent) und Wirtschaftswachstum
(3,0 Prozent) lassen die österreichische Wirtschaft
in verhältnismäßig günstigem Licht erscheinen.

In seiner Studie zur politischen Kultur und zum
politischen Wandel in Österreich formulierte Peter
A. Ulram drei unterschiedliche Entwicklungsper-
spektiven des politischen Systems17 . Die geringste
Wahrscheinlichkeit kommt dabei der „traditionell
österreichischen“ Perspektive zu, der Vorstellung,
daß der Parteien- und der Verbändestaat durch
noch engeres Zusammenrücken letztendlich die
Erosionstendenzen stoppen und umkehren kön-
nen. Viel wahrscheinlicher sind die beiden anderen
Perspektiven, die „westeuropäische“ und die „ita-
lienische“ Perspektive.

„Westeuropäisch“ heißt entflechten, Entflechtung
von Staat und Gesellschaft, worauf z. B. die Privati-
sierungstendenzen der österreichischen Wirtschaft
hindeuten. Entflechtung heißt auch Entflechtung
von Staat und Parteien, in diese Richtung geht z. B.
zumindest intentionell die Wahlrechtsreform. Ent-
flechtung heißt ferner Entflechtung von Parteien
und Verbänden; die Diskussion um die Pflichtmit-
gliedschaft bei den Kammern und die abnehmende
Attraktivität des ÖGB weisen in diese Richtung.

Die „westeuropäische Perspektive“ bedeutet also
höhere Autonomie für die verschiedenen Teilberei-
che von Gesellschaft und Politik. Die „italienische
Perspektive“ fügt diesem Szenario noch einen
Aspekt hinzu: die Zersplitterung des Parteiensy-
stems in Verbindung mit einer geradezu feindseli-
gen politischen Apathie eines Großteils der Wäh-
lerschaft.

Österreichs politische Kultur und Österreichs poli-
tisches System werden westeuropäischen Mustern
immer ähnlicher. Die Zersplitterung des Parteien-
systems wie auch der Abstieg des Parteien- und des



Verbändestaates bedeuten zunächst nur, daß
Österreich seine spezifischen Besonderheiten all-
mählich verliert. Dieser Verlust muß auch als Er-
folg der politischen Kultur und des politischen Sy-
stems der Zweiten Republik gesehen werden. Der
österreichische Parteienstaat und der österreichi-
sche Verbändestaat haben die Gesellschaft stabili-
siert, das politische System arbeitsfähig gemacht
und der Wirtschaft günstige Rahmenbedingungen
verschafft.

Daß die für diesen Parteien- und diesen Verbände-
staat wesentlichen Strukturen nunmehr als Über-

steuerung, als zuviel an Politik und politischer Ver-
flechtung empfunden werden18 , entspricht dem
Grundmuster der „Selbsteliminierung durch Er-
folg“. Parteien- und Verbändestaat sind, zumin-
dest in ihren Überfunktionen, überflüssig gewor-
den - eben weil sie ihre historische Aufgabe erfüllt
haben. Die Zweite Österreichische Republik hat
sich durch besondere politische Mechanismen er-
folgreich stabilisiert; nun kann vom Erfolgsrezept
der politischen Übersteuerung abgegangen wer-
den.

18 Vgl. F. Plasser/P. A. Ulram (Anm. 4).



Wolf Linder

Die Schweiz zwischen Isolation und Integration

I. Profil der schweizerischen
Kleingesellschaft

und Ständen (Kantonen); durch eine Volksinitia-
tive können Verfassungsänderungen durch
100 000 Unterschriften angeregt und der Volksab-
stimmung unterbreitet werden. Weiter unterste-
hen auch einfache Gesetze der Nachentscheidung
durch das Volk, sofern 50000 Stimmbürgerinnen
und Stimmbürger dies verlangen. Das System
dieser „halbdirekten Demokratie“ hat nachhaltig
zur schweizerischen „Konsens“- oder „Konkor-
danzdemokratie“ geführt, die anders als die par-
lamentarischen Systeme nicht auf dem Wechsel
von Regierung und Opposition, sondern auf pro-
portionaler Machtteilung und der Integration von
Minderheiten durch den politischen Kompromiß
beruht.

Die bewaffnete Neutralität erlaubte der Schweiz,
sich trotz exponierter geographischer Lage aus bei-
den Weltkriegen herauszuhalten. Die schweizeri-
sche Kleinstaatlichkeit zeigt aber auch nach innen
ein besonderes Profil. Ein Großteil der Behörden
der 3000 Gemeinden, die Parlamente von Ge-
meinden, Kantonen und Bund, aber auch Hun-
derte von beratenden Kommissionen arbeiten ne-
benamtlich. Im sog. „Milizsystem“ stellen Bürge-
rinnen und Bürger ihre beruflichen Kenntnisse und
einen Teil ihrer Freizeit für öffentliche Aufgaben
zur Verfügung. Des weiteren sind viele private
oder halbstaatliche Organisationen an der öffentli-
chen Aufgabenerfüllung beteiligt. Diese soge-
nannte Verbandsverwaltung führt zu einer engen
Verflechtung von Wirtschaft, Gesellschaft und
Staat, die auch in der Gesetzgebung spürbar ist.
Demgegenüber ist die staatliche, professionelle
Verwaltung (im engeren Sinne) in vielen Berei-
chen weniger groß - die Zahl der Vollbeschäftigten
im öffentlichen Sektor liegt mit einem Anteil von 
ca. 15 Prozent an den Beschäftigten unter dem
Stand anderer Staaten.

Der Wirtschafts- und Sozialstaat Schweiz weist
eine vorsichtige und zum Teil späte Entwicklung
auf. Seit 15 Jahren haben sich die Staatsausgaben
(im engeren Sinne) bei 30 Prozent des Sozialpro-
dukts stabilisiert. Staatliche Politik war bis in die
jüngste Zeit gekennzeichnet von dem Versuch der
Erhaltung von Strukturen der bäuerlichen und ge-
werblichen Binnenwirtschaft, guter Handelsbezie-
hungen für die Exportwirtschaft, von mäßigem

1. Der föderalistische Kleinstaat

Die Schweiz, als europäischer Kleinstaat mit weni-
ger als sieben Mio. Einwohnern, weist eine Reihe
von politischen Besonderheiten aus. Hervorste-
chendstes Merkmal ist ihre multikulturelle natio-
nale Einheit. Während der europäische Nationalis-
mus des 19. Jahrhunderts politische Staatlichkeit
nach der Idee einer gleichen Sprache und Kultur
anstrebte, vereinigte der schweizerische Bundes-
staat von 1848 25 Kantone unterschiedlicher Spra-
che und ethnischer Kultur. Die föderalistische
Staatsgründung gelang trotz eines jahrhunderteal-
ten Erbes religiöser Konflikte zwischen Protestan-
ten und Katholiken. Wichtigste Motive des
Zusammenschlusses waren die Notwendigkeit, die
politische Unabhängigkeit gemeinsam zu wahren,
sowie die Abschaffung der Handelsschranken zwi-
schen den Kantonen im Zuge der Industrialisie-
rung. Identität und Integration zur schweizeri-
schen Gesellschaft beruhen zu einem erheblichen
Teil auf den politischen Institutionen. Der Födera-
lismus beläßt den Kantonen und ihren vier Spra-
chen größtmögliche Autonomie und bewahrt kul-
turelle Vielfalt: Alle Gesetzgebungsentscheide be-
dürfen der doppelten Mehrheit im Zweikammer-
system von Nationalrat (Volksvertretung, 200 Mit-
glieder) und Ständerat (Kantonsvertretung, 46
Mitglieder). Neue Aufgaben des Bundes können
nur durch Verfassungsänderungen geschaffen wer-
den, welche entsprechende Kompetenzen von den
Kantonen an den Bund übertragen. Die Regierung
- ein Kollegialorgan von sieben Mitgliedern ohne
Weisungsbefugnisse eines Regierungschefs - er-
möglicht die proportionale Vertretung von Sprach-
regionen und Parteien.

Die schweizerischen Volksrechte schaffen Teil-
nahmemöglichkeiten für Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger über die Wahlen hinaus. Alle Ver-
fassungsänderungen, die das Parlament be-
schließt, unterliegen der Genehmigung von Volk



sozialem und regionalem Ausgleich sowie der frü-
hen Entwicklung einer Umweltpolitik1.

1 Vgl. Wolf Linder, Entwicklung, Struktur und Funktionen
des Wirtschafts- und Sozialstaats in der Schweiz, in: Hand-
buch Politisches System der Schweiz, 1 (1983), S. 255-380.
2 Vgl. Peter Tschopp, De la conquete de la prosprit ä la
gestion collective de ses effects, in: Handbuch Politisches Sy-
stem der Schweiz, 1 (1983), S. 383-464; Rudolf Strahm,
Wirtschaftsbuch Schweiz, Zürich 1987, S. 60f., 218f.

3 Vgl. Brigitte Buhmann/Robert E. Leu, Ganz unten: Wer
ist arm in der reichen Schweiz?, in: Ren L. Frey/Robert E.
Leu (Hrsg.), Der Sozialstaat unter der Lupe, Basel 1988,
S. 113 ff.
4 Zur Sozialstruktur vgl. Ren Levy, Sozialstruktur der
Schweiz, Zürich 1983.

2. Wirtschaftsstruktur

Integration und politische Stabilität haben der
Schweiz eine vorteilhafte wirtschaftliche Entwick-
lung ermöglicht. Die frühe Industrialisierung ver-
suchte die Nachteile der Hügel- und Berglandwirt-
schaft sowie fehlender natürlicher Ressourcen
durch Güterveredelung und Exporte zu kompen-
sieren. Heute gehören Chemie und Pharmazeutik,
Uhren und Präzisionsmechanik, Elektronik sowie
die Lebensmittelindustrie zu jenen Zweigen, die
durch ihre Qualitätsproduktion im Ausland Beach-
tung finden. Mehr als 55 Prozent der 3,5 Mio. Be-
schäftigten arbeiten heute im Dienstleistungssek-
tor; Banken, Versicherungen und Tourismus zäh-
len zu den bedeutendsten Branchen der schweize-
rischen Dienstleistungsgesellschaft. Zum Bild
überdurchschnittlicher Wirtschaftskraft im inter-
nationalen Vergleich gehören hohe Wachstums-
und Exportraten in der Nachkriegszeit, eines der
höchsten Pro-Kopf-Einkommen in der Welt sowie
die starke Stellung des Finanzplatzes, welche die
Schweiz weltweit zum fünftgrößten Auslandsinve-
stor macht. Die vorteilhafte, hohe Auslandsver-
flechtung hat allerdings auch ihre empfindlichen
Seiten, etwa beim Verlust der internationalen
Wettbewerbsfähigkeit einzelner Branchen. In der
Rezession der siebziger Jahre nach den Erdölkri-
sen verzeichnete die Schweiz mit einem Beschäfti-
gungsrückgang von rund zehn Prozent aller
Arbeitsplätze einen der höchsten Konjunkturein-
brüche, bei dem die Arbeitslosigkeit zu einem er-
heblichen Teil durch Rücksendung der Fremdar-
beiter „exportiert“ wurde2 .

3. Sozialstruktur

Mit einem Anteil von 17 Prozent weist die Schweiz
nach Luxemburg den höchsten Ausländeranteil al-
ler europäischen Länder aus. Mehr als eine Mio.
Ausländerinnen und Ausländer, die zunehmend
auch aus ferneren Kulturkreisen stammen, verrich-
ten vornehmlich weniger qualifizierte Arbeit. Bis
1991 beantragten mehr als 100000 Flüchtlinge, vor
allem aus Ländern der Dritten Welt, Asyl in der
Schweiz. Mit dieser Migrationswelle sind soziale
Spannungen um die Ausländerfrage neu virulent

geworden. Die Ausländerpolitik der Schweiz ver-
suchte sie bisher mit Begrenzungen der Ausländer-
und Flüchtlingszahl, aber ohne besondere Integra-
tionsbemühungen zu dämpfen. Das Fehlen einer
aktiven Integrationspolitik ist um so erstaunlicher,
als die schweizerische Bevölkerung wegen niedri-
ger Geburtenraten langfristig abnimmt und vom
demographischen Trend einer Überalterung ge-
prägt ist.

Das hohe Wohlstandsniveau der schweizerischen
Bevölkerung hat bestehende wirtschaftliche Un-
gleichheiten bisher politisch eher neutralisiert. Die
Armutsquote (je nach Definition zwischen vier
und zwölf Prozent) weist die Schweiz im interna-
tionalen Vergleich mit Schweden und Kanada in
eine Ländergruppe mit geringer Armut aus3 . Der-
zeit laufende Umverteilungsprozesse von unten
nach oben und der künftig härtere Wettbewerb las-
sen allerdings erwarten, daß die schweizerische So-
zialpartnerschaft zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern vor härteren Belastungsproben für
vertragliche Konfliktlösungen unter Verzicht auf
Streiks steht.

Das Bildungssystem wurde seit den sechziger Jah-
ren vor allem auf die Ausschöpfung der ländlichen
„Begabtenreserve“ hin ausgebaut; im internatio-
nalen Vergleich ist die berufliche Ausbildung stär-
ker, die akademische statistisch geringer vertreten.
Im Zeichen der Verstädterung, Modernisierung
und des gesellschaftlichen Wertewandels stehen
die Bemühungen um die Gleichstellung der Frau.
Erst 1971 wurde das Frauenstimmrecht auf eid-
genössischer Ebene realisiert, 1981 ein Verfas-
sungsartikel über die gesellschaftliche Gleichstel-
lung der Frau verabschiedet4 .

II. Umbruch in Europa - Ausbruch
aus der Verspätung in der Schweiz?

Nach 1945 befand sich die Schweiz in einer privile-
gierten Situation. Sie hatte den Zweiten Weltkrieg
unbeschadet überstanden und verfügte im Nach-
kriegseuropa über eine intakte Industrie sowie
über gute Handelsbeziehungen, welche die Grund-



läge für ein überdurchschnittliches Wachstum ihres
Wohlstandes für die nächsten Jahrzehnte bildeten.
Ihre Neutralitätspolitik, die unmittelbar nach dem
Zweiten Weltkrieg bei den Alliierten nicht in ho-
hem Ansehen stand, gewann mit Beginn des Kal-
ten Krieges neuen Kurswert. Universalität der Be-
ziehungen, gute und humanitäre Dienste, Verbrei-
tung des Rechtsgedankens in der Welt waren Devi-
sen eines Neutralen, dessen zurückhaltende
Außenpolitik der Sicherung guter Handelsbezie-
hungen dienlich war. Die schweizerische Neutrali-
tätspolitik erlegte sich über die völkerrechtliche
Verpflichtung zum Nichtengagement im Kriegsfall
hinaus auch Abstinenz von wirtschaftlichen Sank-
tionen auf.

Neutralitätspolitische Bedenken bildeten bis zum
Ende der sechziger Jahre ein wichtiges Argument
gegen die Mitgliedschaft in den Vereinten Natio-
nen. Damals wurde die Schweiz zwar Mitglied der
EFTA und sicherte sich 1972 in bilateralen Ver-
handlungen ein vorteilhaftes Assoziationsabkom-
men mit der EG; kein Zweifel aber konnte dar-
über aufkommen, daß die volle nationale Souve-
ränität, die bewaffnete Neutralität, die Nichtmit-
gliedschaft in supranationalen Organisationen und
Institutionen kollektiver Sicherheit auf absehbare
Zeit die festen außenpolitischen Koordinaten bil-
deten. Innenpolitisch zeichnete sich die Schweiz
durch ihre sprichwörtliche Stabilität und durch
vorsichtigen politischen Wandel in der gesell-
schaftlichen Modernisierungsphase der Nach-
kriegszeit aus.

Die europäischen Entwicklungen der vergangenen
Jahre - der dynamisierte europäische Integrations-
prozeß, der Zusammenbruch der kommunisti-
schen Regime in Osteuropa, die Wiedervereini-
gung Deutschlands, aber auch die Entwicklungen
auf sicherheitspolitischer Ebene (KSZE) - haben
diese Situation völlig verändert. Nichts zeigt dies
deutlicher als die Europapolitik des Bundesrates
(der schweizerischen Regierung) in den letzten
vier Jahren.

Noch im August 1988 ging der EG-Bericht des
Bundesrates davon aus, daß man die Wirtschafts-
beziehungen zur EG wie bisher durch bilaterale
Sonderabkommen regeln wolle. „Beitrittsfähig
werden, um nicht beitreten zu müssen“, lautete die
Formel. Doch in den Verhandlungen über den
Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) wurde die
Schweiz auf ein gemeinsames Binnenmarktabkom-
men zwischen EFTA-Staaten und der EG verwie-
sen. Ihre zahlreichen Vorbehalte und den Wunsch

einer „Co-d^cision“ (Mitentscheidung) ohne EG-
Mitgliedschaft mußte sie Schritt für Schritt preisge-
ben. Die Dynamik der europäischen Integrations-
politik machte sich zunehmend spürbar: Ein Ab-
seitsstehen der Schweiz vom europäischen Binnen-
markt schien immer nachteiliger, und 1991, noch
vor Unterzeichnung des EWR-Vertrages am
22. Oktober in Luxemburg, erklärte der Bundesrat
den EG-Beitritt als Ziel seiner Europapolitik. Am
26. Mai 1992 reichte die schweizerische Regierung
bei den EG-Behörden ihr offizielles Beitrittsge-
such ein, mit dem sie um Aufnahme von Verhand-
lungen ersuchte.

Mit diesem für schweizerische Verhältnisse unge-
wöhnlich raschen Positionswandel ist der Bundes-
rat der innenpolitischen Umsetzung einige
Schrittlängen voraus. Nach der parlamentari-
schen Behandlung des EWR-Vertrages muß
seine Ratifizierung in einer Volksabstimmung er-
folgen. Wird der Vertrag Ende 1992 angenom-
men, so steht die Schweiz zusammen mit den an-
dern EFTA-Ländern in einem Vorraum, in dem
sie die Vorteile der Wirtschaftsintegration durch
Übernahme des EG-Rechts erhält. Hingegen
partizipiert sie - als Nicht-EG-Mitglied - nicht an
der Weiterentwicklung des EG-Rechts, wird die-
ses aber ebenfalls zu übernehmen haben. Je
nachdem, wie schnell die EG und die übrigen
beitrittswilligen EWR-Staaten die Frage der‘Voll-
mitgliedschaft klären, dürfte der EWR an Bedeu-
tung verlieren. Scheitert die schweizerische
EWR-Beteiligung in der Volksabstimmung, so
kann die Regierung versuchen, ihr bereits gestell-
tes Gesuch zum EG-Beitritt dennoch zum Ver-
handlungserfolg zu bringen, und später das Volk
darüber abstimmen lassen. Längerfristig hat die
Schweiz also zu wählen zwischen einem weitge-
hend vorbehaltslosen EG-Beitritt oder einem
Abseitsstehen, das die einen als Alleingang, die
andern als Isolation bezeichnen.

Damit steht die Schweiz vor außerordentlich weit-
reichenden Entscheidungen, die für die Zukunft
des Landes vielleicht so bedeutsam sind wie die
Gründung des Bundesstaates 1848. Denn die künf-
tige Stellung der Schweiz innerhalb wie außerhalb
der EG berührt nicht allein wirtschaftliche, son-
dern zentrale Fragen der innen- und außenpoliti-
schen Rolle des Kleinstaates, aber auch des
schweizerischen Regierungssystems der halbdirek-
ten Demokratie. Entsprechend polarisieren EWR-
und EG-Frage die öffentliche Meinung über alle
politischen Lager hinweg. Im Sommer 1992 scheint
der Ausgang der Volksabstimmung zum EWR-
Vertrag völlig offen.



III. Veränderte Rolle
des Kleinstaates

1. Druck von außen

Druck von außen hat die schweizerische Politik der
letzten Jahre in verschiedensten Bereichen verän-
dert. Mit dem Ende der Ost-West-Spannung hat
die schweizerische Politik der bewaffneten Neutra-
lität an Bedeutung verloren. Ebenso haben die Be-
strebungen zur Liberalisierung des Welthandels
z. B. im Rahmen des GATT und die Dynamik der
europäischen Integration die außenwirtschaftliche
und außenpolitische Sonderstellung der Schweiz
erodieren lassen. Dabei bildet die Neudefinierung
einer Neutralitätspolitik, welche sich wirtschaft-
lichen Sanktionen oder gar der Mitgliedschaft in
Systemen kollektiver Sicherheit öffnet, das ge-
ringere Problem. Schwerer tut sich die politische
Schweiz mit dem Gedanken, daß Assoziations-
oder Integrationslösungen in Richtung EG mit
Souveränitätsverzichten verbunden sind. Die
zunehmende Verflechtung der internationalen
Staatenwelt, die Relativierung des National-
staates, wird zwar auch in der Schweiz zur Kennt-
nis genommen, jedoch ist der Symbolwert der tra-
ditionellen Unabhängigkeit des Kleinstaates hoch.
Nicht umsonst nennt sich eine der ersten Organisa-
tionen gegen EWR- und EG-Beitritt „Arbeits-
gruppe für eine unabhängige und neutrale
Schweiz“ (AUNS).

Dabei machen sich die Globalisierung der Märkte
und die Liberalisierungstendenzen des Welthan-
dels als Druck von außen längst und unabhängig
von der EWR- und EG-Frage bemerkbar. Das gilt
insbesondere für Banken und Versicherungen, de-
ren internationale Standortvorteile sich reduziert
haben. Im Zuge der GATT-Runden hat der
schweizerische Agrarprotektionismus bereits Posi-
tionen geräumt; er wird nach einer Neuorientie-
rung suchen müssen. Auch die binnenwirtschaft-
liche Situation ist im Umbruch. Nach vielen
Strukturbereinigungen der letzten 15 Jahre stehen
einzelne Branchen - etwa die Uhrenindustrie mit
neuerdings hohen Marktanteilen in Japan - zwar
wieder glänzend da, aber die wirtschaftliche Son-
derstellung der Schweiz scheint vorbei. Wichtige
Indikatoren wie das Wachstum des Bruttosozial-
produkts (BSP), die Arbeitslosenquote oder die
Kapitalzinsen passen sich europäischem Niveau
an. Die Währungs- und Geldpolitik der National-
bank liegt heute im Kielwasser der Deutschen
Bundesbank. Der schweizerische Binnenmarkt

öffnet sich dem Wettbewerb: Die eidgenössische
Kartellkommission schlägt Schneisen in das
Dickicht der Marktabsprachen, mit denen sich die
relativ kleinen Anbieter während Jahrzehnten vor
innerer und äußerer Konkurrenz schützten.

2. Innenpolitische Polarisierungen

Innerer wie äußerer Druck führten freilich auch
dazu, daß das schweizerische Staatsverständnis
kontrovers geworden ist. Die Formel des Wirt-
schafts- und Sozialstaates der sechziger Jahre, die
dem öffentlichen Sektor eine zentrale Rolle für das
Wirtschaftswachstum wie für die sozial gerechte
Verteilung des Wachstums zuwies, scheint nicht
mehr restlos aufzugehen. Auf der einen Seite
drängt ein Neoliberalismus auf die Eindämmung
der Staatsaufgaben, den Abbau von Gesetzen und
staatlichen Vorschriften sowie die Privatisierung
öffentlicher Aufgaben. Das fordert auf der ande-
ren Seite den Widerspruch derjenigen Gruppen
heraus, die von der Reduzierung der Staatsaufga-
ben betroffen wären. Dazu gehören die Staatsan-
gestellten, die sich als erste Opfer der Rationalisie-
rungs- und Sparmaßnahmen gegen die wachsenden
Defizite von Bund, Kantonen und Gemeinden se-
hen, aber auch die Empfänger von Sozialleistun-
gen oder die Landwirte, deren Einkommen zum
überwiegenden Teil aus direkten und indirekten
Abgaben stammen. In vielen Auseinandersetzun-
gen, die zur neuen Polarisierung zwischen links
und rechts geführt haben, werden konkrete Struk-
tur- und Verteilungsfragen auch zum Konflikt über
„mehr Markt“ oder „mehr Staat“. Neuerdings ver-
kehren sich dabei konventionelle ideologische
Positionen bürgerlich-staatskritischer und links-
marktkritischer Parteien, etwa bei der Diskussion
um marktwirtschaftliche Instrumente für den Um-
weltschutz, im Kartell- und Aktienrecht oder in
der Energiepolitik.

Mit dem Zusammenbruch der alten Fronten ist
eine Neuorientierung der militärischen Sicherheits-
politik notwendig, aber noch keineswegs ausdisku-
tiert worden; dies zeigt sich in der Frage der Beschaf-
fung neuer Kampfflugzeuge, gegen die im Frühling
1992 die „Gruppe für eine Schweiz ohne Armee“
(GSOA) innerhalb weniger Wochen eine Volksin-
itiative mit einer Rekordzahl von 400000 Unter-
schriften zustande brachte.

3. Ungewißheit, aber Erweiterung politischer
Perspektiven

Die Rolle des Staates und seine Aufgaben sind in-
zwischen umstritten, die Zukunft des Landes unge-
wiß. 1991, das Jubiläumsjahr der 700jährigen Eid-



genossenschaft, deckte Identitätsfragen der Klein-
gesellschaft auf. Dennoch haben Druck von innen
und außen die Politik in den letzten Jahren nicht
nur in einen rascheren Entscheidungsrhythmus
versetzt, sondern auch weg von einem Helvetozen-
trismus hin zur Erweiterung politischer Perspekti-
ven geführt. Am deutlichsten ist dies etwa bei der
Verkehrs-, Umwelt- und Energiepolitik zu beob-
achten, die sich von manchen lokalen oder regio-
nalen Fixierungen gelöst haben und europäischen
Orientierungen zuneigen. So drehte sich ein Refe-
rendumskampf 1989 noch um die innerschweizeri-
sche Frage, ob das Alpenland seine Sonderlösung
der geringeren Lastwagenbreite von 2,30 m auf-
rechterhalten kann. Heute betreibt die Schweiz
eine europäisch ausgerichtete Verkehrspolitik. Sie
hält an der ökologisch fortschrittlichen Option
„Schiene statt Straße“ für Transit-Gütertransporte
fest. Mit dem größten Bauprojekt ihrer Geschichte
- der Neuen Alpentransversale „NEAT“ - will sie
zugleich einen Beitrag für die sinnvolle Bewälti-
gung des europäischen Verkehrs leisten. Im Be-
reich der Verkehrspolitik ist die Schweiz damit
auch gewillt, ihre Vorstellungen ökologisch gebo-
tenen Umdenkens und Umschwenkens auf die
europäische Ebene zu tragen. In anderen Berei-
chen paßt sie sich an: „Eurokompatibilität“ beglei-
tet als wichtiges Kriterium die Gesetzgebungsar-
beit des Parlaments.

IV. Das Politiksystem
auf Bundesebene

1. Entwicklungen der Konkordanz

Seit 1959, dem Jahr der Einführung der sog. „Zau-
berformel“, ist die Zusammensetzung der schwei-
zerischen Kollegialregierung mit zwei Freisinnigen
(FDP), zwei Christdemokraten (CVP), zwei So-
zialdemokraten (SPS) und einem Vertreter der
Schweizerischen Volkspartei (SVP) unverändert
geblieben. Diese Vierparteienregierung repräsen-
tierte anfänglich über 80, heute noch knapp 70
Prozent der Wählerstimmen. Sie bildete gewisser-
maßen den Abschluß der Entwicklung von der
Mehrheits- zur Verhandlungsdemokratie, die sich
zudem auf die Elemente des Föderalismus, der
Verhältniswahl und der proportionalen Sitzvertei-
lung in den meisten politischen Behörden aller
Ebenen sowie den „Konkordanzzwang“ direkter
Demokratie stützt. Während die „Consensus De-
mocracy“ (oder „consociational democracy“) als

„Power Sharing Model“5 und grundlegende Alter-
native zur Mehrheitsdemokratie im Ausland zu-
nehmendem Interesse begegnet, ist sie in der
Schweiz selbst nicht unangefochten.

5 Vgl. Arend Lijphart, Democracies. Patterns of Majorita-
rian and Consensus Government in Twenty-One Countries,
New Haven 1984, S. 46ff.
6 Zur Blockbildung im Parlament und zu empirischen Bele-
gen anhand der Namensabstimmungen im Nationalrat vgl.
Ruth Lüthi/Luzius Meyer/Hans Hirter, Fraktionsdisziplin
und die Vertretung von Partikulärinteressen im Nationalrat,
in: Parlamentsdienste (Hrsg.), Das Parlament - „Oberste
Gewalt des Bundes“?, Bem 1991, S.63ff.
7 Grundlegend zur „formellen Kooptation“ der Linken vgl.
Hanspeter Kriesi, Entscheidungsstrukturen und Entschei-
dungsprozesse in der Schweizer Politik, Frankfurt/M. 1980,
S. 693-696.
8 Vgl. Raimund E. Germann, Politische Innovation und
Verfassungsreform, Bem 1975; ders., Die Europatauglich-
keit der direkt-demokratischen Institutionen der Schweiz, in:
Schweizerisches Jahrbuch für politische Wissenschaft, 31
(1991), S. 257-269.

Auf politischer Ebene haben Polarisierungen seit
1975 zu einer vermehrten parlamentarischen
Blockbildung zwischen den Bürgerlichen (FDP,
CVP und SVP) und den Links-Grünen (SPS, sowie
die Nicht-Regierungsparteien der Grünen und des
Landesrings) geführt. So sind in einzelnen Aufga-
benbereichen - etwa der Energie-, Umwelt- oder
Finanzpolitik - wechselnde Koalitionen zwischen
den drei Mehrheitsmachem FDP, CVP und SPS
selten geworden6 . Angesichts schwindender Ge-
meinsamkeiten gab es Diskussionen um die Been-
digung der Konkordanz; periodisch verlangen pro-
minente bürgerliche Politiker den Ausschluß des
„Juniorpartners“, der SPS, die nicht nur weniger
Gemeinsamkeiten mit den andern Regierungspart-
nern teilt, sondern auch verhältnismäßig weniger
Einfluß nehmen kann7 . Die ernsthafteste Infrage-
stellung der Konkordanz kam freilich von den
Sozialdemokraten selbst: Anläßlich der Nichtwahl
ihrer Kandidatin Uchtenhagen, der von den Bür-
gerlichen der Eintritt als erste Frau in die Regie-
rung verwehrt wurde, hatten die Sozialdemokraten
den Regierungsaustritt 1984 auf einem Parteitag
diskutiert, aber schließlich abgelehnt.

Die politologische Analyse hat freilich längst auf-
gezeigt, daß die Aufhebung der Konkordanz wenig
für eine handlungsfähigere Mehrheitspolitik
brächte, wenn sie nicht zugleich von institutionel-
len Veränderungen begleitet wäre. Germanns jün-
gere und ältere Untersuchungen8 postulieren, daß
eine bipolare Mehrheitspolitik den periodischen
Wechsel von Regierung und Opposition, die Ver-
minderung föderalistischer Konkordanzzwänge
(z.B. Kompetenzvorbehalt der Kantone und das
Zweikammersystem), aber auch die Ersetzung des



Proportional- durch das Mehrheitswahlsystem und
die Möglichkeit der Abberufung der Regierung er-
fordern würde. Vor allem aber wären (Volks-)In-
itiative und Referendum abzubauen, denn vom
Referendum geht der größte Konkordanzzwang
aus: Um die häufigen Verfassungsabstimmungen
zu gewinnen und um das Risiko des fakultativen
Gesetzesreferendums zu minimieren, bedarf es der
Zusammenarbeit aller größeren Interessengrup-
pen zum politischen Kompromiß. Damit aber sei
das Referendum zu einem den Status quo erhalten-
den Verbandsrecht geworden9 . Der Abbau des
Referendums und die Annäherung an ein parla-
mentarisches System würde, so Germann, die
Schweiz den parlamentarischen Demokratien
Westeuropas näherbringen: Nach erreichter inner-
gesellschaftlicher Integration würde die Politik
entscheidungs- und innovationsfähiger.

9 Grundlegend zur These des Referendums als Verbands-
recht vgl. Leonhard Neidhart, Plebiszit und pluralitäre De-
mokratie, Bem 1970, S. 266-312.
10 Vgl. Silvio Borner/Aymo Brunetti/Thomas Straubhaar,
Schweiz AG: Vom Sonderfall zum Sanierungsfall?, Zürich
1990, S. 153-179.

11 Wolf Linder, Politische Entscheidung und Gesetzesvoll-
zug in der Schweiz, Bem 1987, S. 86ff.
12 Zur Interpretation des Abstimmungsverhaltens aus der
Sicht der neuen Konfliktlinie Materialismus/Postmaterialis-
mus vgl. Matthias Finger/Pascal Sciarini, L’homo politicus ä
la drive? Enquete sur le rapport des Suisses ä la politique,
Lausanne 1990, S. 47-59.

Die Verbesserung politischer Innovationsfähigkeit
ist denn auch das Anliegen der Basler Ökonomen um
Silvio Borner10 . Sie führen die politologische Kritik
der Umwandlung des Referendums vom Volks-
zum Verbandsrecht weiter und betrachten dessen
Auswirkungen auf den wirtschaftlichen Markt:
Weil die Verbände mit ihren Referendumsdrohun-
gen leichtes Spiel haben, den Status quo zu verteidi-
gen, gäbe es in der Schweiz Kartellierung, Bran-
chenschutz und die Übernahme unternehmerischer
Risiken durch den Staat statt Innovation, Wett-
bewerb und Deregulierung auf dem Markt. Damit
die Schweiz wirtschaftlich nicht zum Sanierungsfall
wird, plädieren sie für mehr Wettbewerb auch auf
politischer Ebene, d.h. für die Annäherung an ein
parlamentarisches System mit Rollenwechsel
zwischen Regierungs- und Oppositionskräften.

Freilich ist dies primär eine akademische Diskus-
sion. Die Idee eines Systems wechselnder Mehr-
heiten wie des Rollenwechsels von Regierung und
Opposition widerspricht einer politischen Kultur,
die den Ausgleich in allen Sachfragen sucht und
Konflikte klein hält. Auch gilt der Parlamentaris-
mus - als „indirekte“ Demokratie, gegenüber der
„direkten“ Demokratie - als weniger legitim. Die
aktuelle Politik schließlich läßt Konkordanzzweifel
eher verstummen. In der Europafrage - worin die
Parteiführung der SPS die profilierteste Pro-, die-
jenige der SVP die deutlichste Nein-Haltung ein-
nimmt - wird eine geeinte Führung der drei Gro-
ßen (FDP, CVP und SPS) unerläßlich sein, um den

Integrationskurs des Bundesrates auch über die
parlamentarischen und plebiszitären Hürden zu
bringen. Konkordanz, sei es in herkömmlicher
oder geänderter Zusammensetzung, wird denn
auch kurzfristig die wahrscheinlichste Formel
schweizerischer Politik sein. Dies wird aber die Fä-
higkeit der Regierungsparteien erfordern, zu poli-
tischen Gemeinsamkeiten zu finden, wie dies in
der ersten Konkordanzzeit nach 1959 noch in An-
sätzen eines Regierungsprogramms zum Ausdruck
kam. Vor allem aber werden in den einzelnen
Sachfragen wechselnde Koalitionen unter Ein-
schluß der SPS erforderlich sein. Die Fortsetzung
unechter Konkordanz, in der sich infolge Blockbil-
dung stets die gleichen Mehrheiten reproduzieren,
führt, im Sinne Karl Deutschs, zum Gebrauch von
„Macht als Möglichkeit, nicht lernen zu müssen“11 .

2. Parteien

Die Wahlen, an denen sich inzwischen weniger als
50 Prozent der Stimmberechtigten beteiligen, ver-
mitteln nach wie vor ein Bild großer Stabilität.
FDP, CVP und SPS halten derzeit je rund 20 Pro-
zent Wählerstimmen, die SVP rund Prozent (vgl.
Tabelle 1). Obwohl die Regierungsparteien seit
1959

12

rund 15 Prozent der Wählerstimmen verloren
haben, vermochten die Nicht-Regierungsparteien
nach wie vor kein einheitliches Oppositions-
potential zu bilden und zu binden: Zu groß ist die
Zahl der rund zehn, oft nur regional bedeutsamen
Kleinparteien, zu heterogen sind ihre Ausrichtun-
gen. Bedeutsamste Kraft sind die Grünen gewor-
den. In den letzten zehn Jahren errangen SPS und
Grüne in einzelnen Stadt- und Kantonalregierun-
gen sogar rot-grüne Mehrheiten und konnten damit
zum ersten Mal eine politische Alternative zu Wahl-
und Regierungsbündnissen auf bürgerlicher Seite
bilden.

Das Potential der Grünen - die in den achtziger
Jahren von neuen sozialen Bewegungen, von über
die großen Parteien Enttäuschten und vom Wert-
wandel zur Individualisierung und zu postmateriel-
len Werthaltungen12 profitierten - scheint heute
ausgeschöpft zu sein. Dies hängt nicht zuletzt
damit zusammen, daß die Regierungsparteien - am
deutlichsten die Sozialdemokraten - den ökolo-
gischen Postulaten nicht nur in ihren Programmen,
sondern auch in Gesetzgebung und Vollzug relativ



hohe Priorität einräumen. Unter populistischer
Flagge segeln die Autopartei und die Schweizer
Demokraten (als Nachfolgeorganisation der Über-
fremdungsparteien Republikaner und Nationale
Aktion). Im Zuge neoliberaler Reideologisierung
haben die Kleinparteien der Mitte (Landesring,
Evangelische Volkspartei) an Bedeutung einge-
büßt; marxistisch orientierte Kleinparteien (Partei
der Arbeit und Progressive Organisationen) sind
nahezu verschwunden; ihre Klientel hat sich prag-
matischeren linksgrünen Parteien zugewandt13 .

13 Zur Dokumentierung der Entwicklung der Parteien und
Bewegungen, aber auch der innen- und außenpolitischen Er-
eignisse vgl. die seit 1965 jährlich erscheinende Chronik der
schweizerischen Politik „Anne politique“ (Politik im
Jahre ...), hrsg. vom Forschungszentrum für schweizerische
Politik, Bern 1965 ff.
14 Zu neueren Entwicklungen im schweizerischen Partei-
ensystem vgl. Schweizerisches Jahrbuch für politische Wis-
senschaft, 26 (1986): Politische Parteien und neue Bewegun-
gen; s. a. Ural Ayberk/Carlos Garcia/Matthias Finger/Pascal
Sciarini, Les partis politiques ä coeur ouvert, Lausanne 1991.
15 VOX, Analysen der eidgenössischen Abstimmungen
und Wahlen. Schweizerische Gesellschaft für praktische So

Beim Parteivolk haben die schweizerischen Par-
teien an Boden verloren14 . Gaben 1980 in den
VOX-Befragungen fast 60 Prozent der Bürgerin-
nen und Bürger Affinität mit einer Partei an, so
sind es heute nur noch rund 40 Prozent. Die Ver-

hältnisse zwischen Parteigebundenen und -unge-
bundenen haben sich also umgekehrt. Für die 
schweizerischen Parteien - im Regierungssystem
seit je in schwacher Position - ist es damit nicht
einfacher geworden, ihren Einfluß etwa im Ver-
gleich zu den stärkeren Verbänden zu halten. Nach
wie vor fehlt eine Parteiengesetzgebung, die Auf-
gaben und Funktionen der politischen Parteien
definiert. Die Willensbildung in der Referendums-
demokratie bedeutet für die schweizerischen Par-
teien eine zusätzliche Aufgabe. Sie sind vielfach
überfordert, geraten gegenüber Interessengruppen
ins Hintertreffen, sind in den Medien nicht gleich-
mäßig präsent und verfügen über keine ausrei-
chenden Mittel für eine moderne Professionalisie-
rung ihrer milizartigen, föderalistischen Organisa-
tion.

3. Direkte Demokratie

Die Beteiligung an den zahlreichen Urnengängen
liegt historisch auf tiefstem Niveau und schwankt -
je nach Bedeutung, Betroffenheitsgefühl und Um-
strittenheit einzelner Sachvorlagen - sehr stark. So

zialforschung, Forschungszentrum für schweizerische Politik
der Universität Bern, Forschungsstelle für politische Wissen-
schaft der Universität Zürich, Departement de Science poli-
tique, Universite de Geneve, Zürich-Bern-Genf 1977ff.
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mobilisierte 1989 die Volksinitiative „für eine
Schweiz ohne Armee“ fast 70 Prozent der Stimm-
bürgerschaft, während eine Neuordnung der Fi-
nanzen 1991 gerade noch 33 Prozent zum Urnen-
gang motivierte. Die VOX-Analysen fördern drei
Hauptkategorien von Abstimmungsberechtigten
zutage: Rund 20 Prozent gehen nie, etwa 30 Pro-
zent versäumen nach eigenen Angaben keine Ab-
stimmung und 50 Prozent gehen gelegentlich. Der
Urnengang „ la carte“ fügt sich theoretisch sehr
gut in das Inglehart’sche Profil der Postmateriali-
sten ein. Entgegen den Erwartungen finden sich
sowohl unter den gelegentlichen als auch unter den
regelmäßigen Urnengängern keine signifikanten
Unterschiede zwischen Materialisten und Postma-
terialisten. Postmaterielle Einstellungen sind aber
für das Abstimmungsverhalten relevant. Wie auch
in der amerikanischen Abstimmungsforschung ge-
langen konkurrierende Forschungsansätze nicht zu
gleichen Schlüssen. Der ältere, soziologisch-wert-
bezogene Ansatz fördert eine ungleiche, schicht-
und ausbildungsbezogene Beteiligung zutage.
Ebenso16 gibt er Hinweise darauf, daß konstant ab-
weichendes Stimmverhalten einzelner Gemeinden

16 Vgl. Wolf Linder/Claude Longchamp/Regula Stämpfli,
Politische Kultur der Schweiz im Wandel - am Beispiel des
selektiven Umengangs, Basel 1991, S. 30-57.

17 Vgl. die Beiträge des Schweizerischen Jahrbuchs für
politische Wissenschaft, 27 (1987): Abstimmungen und Wah-
len.
18 Vgl. Friedrich Schneider, Der Einfluß von Interessen-
gruppen auf die Wirtschaftspolitik. Eine empirische Untersu-
chung für die Schweiz, Bem 1985.

und Regionen wohl auf längerfristige Wirkungen
politischer Kultur zurückzuführen ist17. Der kon-
kurrierende politökonomische Ansatz dagegen hat
einerseits mit seinen Modellen des gruppenspezifi-
schen Eigennutzverhaltens sehr wohl die Bedeu-
tung wirtschaftlicher Konjunkturen und den ge-
wichtigeren Einfluß von Interessengruppen auf
den Abstimmungserfolg aufzeigen können. Er ver-
mochte aber andererseits zur Abstimmungsbeteili-
gung nur wenig auszusagen18.

Die Zahl der Volksabstimmungen liegt im Zeitver-
gleich recht hoch (vgl. Tabelle 2). Statistisch gese-
hen haben sich indessen die Erfolgschancen für die
Vorstöße aus dem Volk nicht sehr verändert.

Etwa jeder dritten Verfassungsvorlage der Behör-
den bleibt der Erfolg versagt. Volksinitiativen,
welche dieselbe Doppelhürde des „Volks- und
Ständemehrs" (absolute Mehrheit sowohl auf ge-
samtschweizerischer Ebene als auch auf Kantons-
ebene) zu nehmen haben, sind nur in 10 Prozent
der Fälle erfolgreich. Das fakultative Gesetzes-



referendum ist relativ selten: Von 15 Gesetzen des
Parlaments hat nur gerade eines den effektiven
Test der Volksabstimmung zu bestehen. In diesem
Fall ist aber die Erfolgschance der Opponenten mit
über 50 Prozent erheblich.

Angesichts der geringen Stimmbeteiligung wird
hin und wieder vom erlahmenden Interesse an der
direkten Demokratie und von Entpolitisierung der
Bürgerinnen und Bürger gesprochen. Doch ist
dieses Bild unvollständig und einseitig. In den sieb-
ziger Jahren haben „Basisaktivitäten“ verschieden-
ster Art zugenommen: Durch Stadtteil-, Frauen-,
Friedens-, Anti-AKW- und Anti-Betonbewegun-
gen konnten manche Kompromisse der lokalen,
kantonalen oder eidgenössischen Konkordanzpoli-
tik verhindert werden. Ein Protestpotential, das
sich entweder rückwärts- oder vorwärtsgewandt
dem „mainstream“ des gesellschaftlichen Moderni-
sierungsprozesses widersetzt19 , hat das Spektrum
der kleinen Oppositionsparteien verbreitert: Zur
Nationalen Aktion kamen Grüne, die Autopartei
und neuerdings die populistische Gruppierung der
Tessiner „Lega“ hinzu. In der offenen Demokratie
wurde noch mehr Mitsprache des Volkes verlangt:
Der Bau von Hochleistungsstraßen, die Einrei-
chung der Standesinitiative und die Stellungnah-
men der Regierung zum AKW-Bau wurden in
mehreren Kantonen der Volksabstimmung unter-
stellt. Verwaltungsbehörden versuchen, in wichti-
gen Planungsprozessen den Betroffenen informelle
und frühzeitige Mitsprache zu gewähren.

19 Vgl. Hanspeter Kriesi u.a., Politische Aktivierung in
der Schweiz 1945-78, Grüsch 1981; Martin Dahinden, Neue
soziale Bewegungen und ihre Wirkungen, Zürich 1987.
20 Vgl. Erich Gruner/Hanspeter Hertig, Der Stimmbürger
und die „Neue Politik“, Bern 1983, S. 112-137.

21 So z.B. aus ökoliberaler Sicht: Alfred Kölz/Jörg Paul
Müller, Entwurf für eine neue Bundesverfassung, Basel
19902.
22 Zur Gegenüberstellung des deutschen und des schweize-
rischen Föderalismus vgl. Heidrun Abromeit, Der verkappte
Einheitsstaat, Opladen 1991.
23 Wolf Linder, Swiss Democracy - Conflict Solutions for
Multicultural Societies (i.E. 1993).

Im Gesamtbild der politischen Kultur finden sich
deshalb Widersprüche: Volksrechte stehen hoch
im Kurs, auch bei jenen, die sie nicht gebrauchen.
Erlahmendes Interesse an der Wahl- und Abstim-
mungsdemokratie steht neuen Partizipationswün-
schen gegenüber, die nicht nur die Willensbildung,
sondern auch den Vollzug behördlicher Politik
schwieriger machen. Die Degeneration des Urnen-
gangs (zu der auch die Gefahr der Propaganda-
anfälligkeit einer wenig informierten Bürgerschaft
in komplizierten und abstrakten Vorlagen ge-
hört)20 kontrastiert mit dem Phänomen einer Elite
von versierten Bürgern, die sich sowohl in Parteien
und bei Abstimmungen als auch in neuen Bewe-
gungen und deren Basisaktivitäten engagieren. Ob
die Erfassung politischer Aktivitäten von Hun-
derttausenden von Bürgerinnen und Bürgern in
den Registraturen der Bundesanwaltschaft oder
die Betreibung einer privaten Geheimorganisation

ohne Rechtsgrundlage und politische Kontrolle im
Schoße des Eidgenössischen Militärdepartmentes
dem Vertrauen in Rechtsstaat und Demokratie
dauerhaften Schaden zugefügt hat, bleibt abzuwar-
ten. Ebensowenig ist heute abzuschätzen, ob sich
im gesellschaftlichen Wertewandel mit seiner Indi-
vidualisierung und Personalisierung auch ein neuer
Generationenkonflikt anbahnt.

V. Fragen institutioneller Reformen

Obwohl das Projekt einer Totalrevision der
schweizerischen Bundesverfassung in den siebziger
Jahren scheiterte, hat das Interesse an Reform-
fragen der schweizerischen Institutionen eher zuge-
nommen. Während im wissenschaftlichen Schrift-
tum auch grundlegende Umgestaltungen oder
gar Verfassungsneuentwürfe21 diskutiert werden,
kreisen politische Bemühungen erwartungsgemäß
um pragmatische Teilreformen einzelner Institu-
tionen.

1. Föderalismus

Die institutioneile Grundidee des schweizerischen
Föderalismus lautet nicht Dezentralisierung, son-
dern Nicht-Zentralisierung: Die Vielfalt lokaler
Kulturen und Sprachen will größtmögliche Auto-
nomie und erduldet keinen starken Zentralstaat22 .
Nach Art. 3 der Bundesverfassung sind die Kan-
tone für alle Aufgaben zuständig, die nicht durch
die Entscheidung sowohl von Volk als auch von
Ständen dem Bund übertragen werden. Diese ver-
fassungsrechtliche Sicherung ist sehr stark. Mit le-
diglich einem Drittel aller öffentlichen Ausgaben
und öffentlichen Bediensteten gehört der Bund im
internationalen Vergleich zu den „schlanksten“
Zentralstaaten, und auch die gesamte Staatsquote
(ohne öffentliche Betriebe und Transfers der Sozi-
alversicherung) nimmt sich mit weniger als 30 Pro-
zent gering aus. Anders als der amerikanische Fö-
deralismus, der sich Konkurrenz und Wettbewerb
unter den einzelstaatlichen und lokalen „govern-
ments“ verspricht, geht der schweizerische Födera-
lismus von interregionaler Solidarität aus23 . Dies
ist einer der Gründe, der zur starken Verflechtung



von Aufgaben und Finanzen geführt hat. Versuche
einer Entflechtung blieben in bescheidenen Anfän-
gen stecken.

Einiges Unbehagen löst auch das große Entschei-
dungsgewicht der kleinen Kantone im Ständerat
und bei Abstimmungen zu Verfassungsänderungen
aus. Mit der Vergrößerung der demographischen
Unterschiede der Kantone „wiegt“ z. B. die
Stimme eines Urners heute rund 34 mal soviel wie
die Stimme eines Zürichers. Das Veto von 11%2 ab-
lehnenden Standesstimmen gegen eine Verfas-
sungsänderung wird theoretisch bereits durch
13 Prozent aller Stimmberechtigten erreicht. Das
Risiko der Kollision zwischen Volks- und Stände-
mehr ist mit der Zunahme der Zahl der Verfas-
sungsabstimmungen häufiger geworden. Das Ge-
wicht des Föderalismus (Gleichwertigkeit der
Gliedstaaten) hat damit gegenüber dem Demokra-
tieprinzip (eine Person - eine Stimme) zugenom-
men, was im Grunde der geschichtlichen Entwick-
lung entgegenläuft, in der sich die regionalen
Gegensätze abgeschliffen haben24 .

24 Grundlegend aus politologischer Sicht vgl. Raimund
Germann, Die Europatauglichkeit der direkt-demokrati-
schen Institutionen der Schweiz, in: Schweizerisches Jahr-
buch für politische Wissenschaft, 31 (1991), S. 257-269.
25 Vgl. Anne politique 1990 (vgl. Anm. 9), Bern 1991,
S.36ff.

2. Regierung und Parlament

Es scheint, als ob nach Jahren ergebnisloser De-
batte die Zeit für eine schrittweise Modernisierung
der Regierungs- und Parlamentsstrukturen gekom-
men wäre. Im Jahre 1989 reichten Ständerat Rhi-
now und Nationalrat Petitpierre zwei Vorschläge
ein25 , von denen einer, das Parlament betreffend,
zur Gesetzesreife gebracht wurde. Danach soll
eine partielle Professionalisierung des Milizparla-
ments stattfinden, die den Parlamentariern neben
angemessener Entschädigung vor allem die Anstel-
lung von Hilfspersonal erlaubt. Damit würden die 
größten Ungleichheiten persönlicher Ausstattung
im „Zwei-Klassen-Parlament“ beseitigt. Gleichzei-
tig sollen ständige statt Ad-hoc-Kommissionen die
Arbeitsfähigkeit des Parlaments verbessern. Be-
sonderes Anliegen beider Räte war es im übrigen,
die Stimme des Parlaments in Fragen der Außen-
politik zu stärken. Nicht ganz so weit gediehen sind
die Vorstöße zur Regierungsreform: Das Kolle-
gialsystem der siebenköpfigen Regierung ist auf
eindeutige Grenzen gestoßen. Die Rhinow-Petit-
pierrschen Vorstöße verlangten darum ein zweistu-
figes Organ: Der eigentliche Bundesrat, allenfalls
reduziert auf fünf Mitglieder, soll durch eine grö-
ßere Zahl von ernannten Fachministern - dem

Bundesrat in den politischen Leitlinien unterge-
ordnet, aber mit selbständigem politischen Verant-
wortungsbereich - ergänzt werden. Mit dieser Ver-
größerung könnten nicht nur viele interne Organi-
sations- und Führungsprobleme, sondern auch die
Vertretung der Exekutive in der Europa- und
Außenpolitik verbessert werden.

Zur Zeit klärt eine Studiengruppe verschiedene
Möglichkeiten der Reform ab. Parlaments- wie
Regierungsreform sind aber im weiteren eng mit
Verfassungsfragen proportionaler Vertretung, des
Verhältnisses zwischen Exekutive und Legislative
(insbesondere bezüglich des parlamentarischen
Mißtrauensvotums) und der direkten Demokratie
verbunden. Ob damit das Konkordanzsystem
schweizerischer Prägung grundsätzlich zu überprü-
fen ist, wird die Zukunft zeigen.

3. Volksrechte

Die direkte Demokratie hat auf die Entwicklung
des schweizerischen Regierungssystems den denk-
bar größten Einfluß ausgeübt. Denn das Refe-
rendum wurde ab 1874 zur Waffe jener Minderhei-
ten, die vorher von der politischen Macht im Bund
ausgeschlossen waren: Sie sabotierten die Ent-
scheide von Regierung und Parlament an der
Urne, wenn ihre Anliegen ungehört blieben. So
veränderte sich die Mehrheitspolitik der Freisinni-
gen, die während fast 50 Jahren die Alleinherr-
schaft im Bundesrat ausübten, zur Verhandlungs-
politik für einen zunehmend breiter abgestützten
Kompromiß. Konservative gegen Ende des
19. Jahrhunderts, die von den Freisinnigen abge-
spaltene Partei der Bauern, Gewerbe und Bürger
in den zwanziger Jahren und schließlich die politi-
sche Linke wurden an der Regierung beteiligt und
in den Staat integriert, damit in Referendumsab-
stimmungen ausreichende Mehrheiten zustande
kommen. Die Ersetzung der Mehrheits- durch die
Proporzwahl, die Beteiligung aller größeren Par-
teien an der Regierung auf der Ebene des Bundes,
der Kantone und der Gemeinden hatten den glei-
chen Effekt: die Einbindung aller größeren politi-
schen Kräfte in einen Kompromiß, der bereits im
vorparlamentarischen Verfahren gesucht wird und
die Referendumsrisiken womöglich umgeht oder
aber die Hürde der obligatorischen Volksabstim-
mung erfolgreich nimmt.

Für die Bürgerinnen und Bürger steht ihr Beitrag
an der Entscheidungsfindung durch authentische
Mitwirkung im Vordergrund. Aus historischer
Sicht jedoch scheint das Wesentliche der Volks-
rechte in ihrem Beitrag zur politischen Integration
einer multikulturellen Kleingesellschaft zu liegen.



Sind diese beiden Funktionen der Volksrechte
noch aktuell? Die Frage kann zumindest gestellt
werden.

Im Zeichen der Europa-Diskussion wird häufig er-
wähnt, der Mechanismus der halb-direkten Demo-
kratie sei zu schwerfällig; der typische Weg, Vorla-
gen nach einem ersten Scheitern in modifizierter
Form dem Volk wieder vorzulegen, sei bei interna-
tionalen Verhandlungen, besonders aber in der
Dynamik der EG-Entscheidungen, nicht anwend-
bar. Sodann wird ins Feld geführt, daß der Refe-
rendumsvorbehalt für jene EG-Normen, die keine
landesinternen Konkretisierungen zuließen, die
Schweiz in schwierige Situationen bringen könnte:
Die Vertragstreue würde verletzt, falls ein solches
Gesetz in der Volksabstimmung scheitern würde.
Beide Argumente sind nicht zwingend; das Parla-
ment macht bei der Beratung der rund 60 Gesetze,
die im Zuge der Ratifizierung des Europäischen
Wirtschaftsrates anzupassen sind, die Erfahrung,
daß das EG-Recht flexibler ist als erwartet. Wie 
weit der Rhythmus der EG und jener der direkten
Demokratie wirklich inkompatibel sind, wird erst
die Erfahrung zeigen.

Grundsätzlicher sind politologische Einwände vor
allem gegen das Referendum. Als Volksrecht kon-
zipiert, hat es primär den Einfluß der Verbände26

gestärkt. Sie setzen die Referendumsdrohung als
Verhandlungspfand im vorparlamentarischen Ver-
fahren ein und gelangen hierdurch zu einem
Kompromiß, der ihren Status quo wahrt und
Kosten auf Dritte, auf Nicht-Organisierte, verla-
gert. Kommt es indessen zur Volksabstimmung, so
bewirkt die Komplexität des Verfahrens eine se-
lektive Teilnahme, die sich gerade gegen die bil-
dungs-, einkommens- und statusmäßig unterprivi-
legierten Schichten auswirkt. Zudem sind die Ein-
flüsse der zunehmend professionalisierten Abstim-
mungspropaganda unübersehbar: Geld wird auch
in der direkten Demokratie zu einem wichtigen
Faktor des Erfolgs27 .

26 Daß der Verbandseinfluß nicht allein vom Referendum
bestimmt ist, sondern auch von anderen „Tauschfähigkei-
ten“, hat die Vollzugs- und Korporatismusforschung aufge-
zeigt; vgl. Peter Rieder/Robert Jörin, Parastaatliche Organi-

’ sationen im Agrarsektor, Bem 1985; Peter Farago, Ver-
bände als Träger öffentlicher Politik, Grüsch 1987.
27 Vgl. Claude Longchamp, Herausgeforderte demokrati-
sche Öffentlichkeit. Zu den Möglichkeiten und Grenzen des
politischen Marketings bei Abstimmungen und Wahlen in
der Schweiz, in: Schweizerisches Jahrbuch für politische Wis-
senschaft, 31 (1991): Direkte Demokratie, S. 303-326.

28 Vgl. Wolf Linder, Staatshandeln zwischen Akzeptanz
und Blockade: Wie prägend ist das Volk, in: Heidrun Abro-
meit/Werner Pommerehne, Staatstätigkeit in der Schweiz
(i.E. 1992).
29 Hier gemeint als Minderheitenschutz durch gewollte
überproportionale Vertretung kleiner Länder in den EG-
Entscheidungsorganen.

Maximiert das schweizerische Modell den Einfluß
der Stimmbürgerschaft mit Hilfe der Abstim-
mungsdemokratie, so ist der Einfluß durch Wahlen

minimal: Die Regierung wird indirekt vom Parla-
ment gewählt und unterliegt nicht dem Risiko des
parlamentarischen Mißtrauensvotums beim Schei-
tern ihrer Politik. Auch auf die Zusammensetzung
der Regierung hat die Wählerschaft keinen Ein-
fluß - sie wird von den großen Parteien bestimmt.
Im Gegenmodell parlamentarischer Demokratie
Englands etwa verhält es sich umgekehrt: Wähler-
präferenzen werden institutionell so verstärkt, daß
eine eindeutige Parlamentsmehrheit für den Wech-
sel von Regierungen und ihrer Politik sorgt; Wäh-
lerpräferenzen haben damit erhebliche Bedeu-
tung, während plebiszitären Elementen kaum Ein-
fluß gewährt wird. Es ist also durchaus möglich,
daß direkte Demokratie nicht schlechthin mehr
Einfluß der Bürgerinnen und Bürger eröffnet,
sondern daß in verschiedenen institutionellen
Systemen höherer Abstimmungseinfluß mit ver-
mindertem Wählereinfluß erkauft werden muß
und umgekehrt, so daß nicht beides maximal er-
reichbar ist28 .

Freilich ist die Popularität der Volksrechte unge-
brochen - auch bei jenen, die sie nicht nutzen. So-
wohl in den Kantonen als auch im Bund sind die 
Mitwirkungsrechte des Volkes in den vergangenen
zwei Jahrzehnten eher erweitert worden. Die di-
rekte Demokratie gilt als herausragende Beson-
derheit der schweizerischen Zivilgesellschaft, die
Selbstverantwortlichkeit und den Sinn für die Be-
lange der Gemeinschaft stärkt. Zugleich ermög-
licht sie ein öffentlichkeitswirksames Plazieren
(agenda setting) von Themen, die ansonsten im
Konkordanzsystem ausgefiltert blieben, und trägt
so zum Gefühl der Kontrolle der politischen Insti-
tutionen bei. Starkes Echo findet das Argument,
die Tradition der direkten Demokratie ausgerech-
net in jenem Moment zu festigen, in dem die
Schweiz auf Integrationskurs mit den parlamenta-
rischen Demokratien und mit EG-Institutionen
geht, in denen das demokratische Element noch
keineswegs so entwickelt ist wie das förderalisti-
sehe29 . Basisdemokratische Gruppierungen sam-
meln sich hinter der Idee der „Euroinitiative“, die
Anregungen aus den EG-Ländem nach Brüssel
tragen könnte. Mindestens so relevant - aus demo-
kratietheoretischer Sicht - ist angesichts des hohen
Ausländeranteils von 16 Prozent in der Schweiz die



Frage des Ausländerstimmrechts. Im Kanton Neu-
enburg wurde es bereits vor 140 Jahren eingeführt,
und der Kanton Jura kennt es seit seiner Gründung
1978 auf kommunaler und kantonaler Ebene. Ab-

30 Vgl. Ren Rhinow, Grundprobleme der schweizeri-
schen Demokratie, in: Zeitschrift für Schweizerisches Recht,
103 (1984) 2, S. 111 ff.; s.a., neben den bereits zitierten, die
Beiträge von Aymo Brunetti/Thomas Straubhaar, Interna-
tionalisierung der direkten Demokratie; Alfred Kölz, Be-
wahrung und Neubelebung der schweizerischen Demokratie
durch institutionelle Reformen; Jean-Claude Rennwald,

zuwarten bleibt, ob hängige Initiativen in anderen
Kantonen zum Erfolg führen. So sind denn im Für
und Wider des Ausbaus direkter Demokratie wie
auch in andern Fragen der Demokratieentwick-
lung starke Spannungsfelder angelegt30 .

Droits politiques des trangers, transfert xnophobe et pres-
sion europenne; Willem E. Saris, New Possibilities for Poli-
tical Participation: Tele-Democracy; Wolf Linder/Than-
Huyen Ballmer-Cao, Das politische System der Schweiz von
morgen; alle in: Schweizerisches Jahrbuch für politische Wis-
senschaft, 31 (1991): Direkte Demokratie.



David M. Farrell

Irland: Noch immer ein ungewöhnlicher Fall?

---------------------------------------------------------

I. Geschichte und Grundlagen

Irland ist erst seit etwas über siebzig Jahren unab-
hängig. Nach der Unterzeichnung des Vertrages
mit dem Vereinigten Königreich von Großbritan-
nien (Anglo-Irischer Vertrag), das 26 der ins-
gesamt 32 Grafschaften (Kreisen) der Insel den
Commonwealth-Status gewährte, wurde 1921 der
Irische Freistaat gegründet. Im Jahre 1920 war
bereits durch die Schaffung eigener politischer
Institutionen (nach dem Sitz des Parlaments als
„Stormont" bezeichnet) der sechs nördlichen Graf-
schaften die Teilung der Insel offiziell anerkannt
worden. Diese Teilung war die Antwort der briti-
schen Regierung auf die konfligierenden Interes-
sen der nationalistischen Mehrheit - zum größten
Teil Katholiken -, die die Unabhängigkeit an-
strebte, und der im Nordosten konzentrierten
unionistischen Minderheit - hauptsächlich Prote-
stanten -, die unter allen Umständen an der Zuge-
hörigkeit zu Großbritannien festhalten wollte. 
Gerade die Teilung sowie die begrenzte Unabhän-
gigkeit des Irischen Freistaates, dessen Souveräni-
tät von der Britischen Krone noch immer einge-
schränkt wurde, führten zu einem kurzen, aber
blutigen Bürgerkrieg in den Jahren 1922/23, der
die Trennung der beiden Landesteile besiegelte
und die Grundlage für das irische Parteiensystem
bildete1.

1 Vgl. J. J. Lee, Ireland 1912-1985, Cambridge 1989.

2 Vgl. B. Farrell, Ireland. The Irish Cabinet System: More
British than the British Themselves, in: J. Blondel/F. Müller-
Rommel (Hrsg.), Cabinets in Western Europe, Basingstoke
(England) 1988.

Als Irland unabhängig wurde, gab es im wesentli-
chen zwei Parteien: die Labour-Party, die im Jahre
1912 als Gewerkschaftspartei gegründet und nach
dem Muster sozialistischer Parteien in anderen
Ländern aufgebaut worden war, und die 1905 ge-
gründete Sinn Fin (Wir selbst), die seit 1918 als
wichtigste politische Kraft für die Abspaltung vom
Vereinigten Königreich eingetreten war. Im Streit
um den Anglo-Irischen Vertrag spaltete sich die
Sinn Fin. Diejenigen, die den Vertrag als Ausver-
kauf des Republikgedankens ablehnten, gründeten
1926 die Fianna Fäil (Schicksalskämpfer); diejeni-
gen, die ihn befürworteten, fanden sich 1933 in der
Fine Gael (Stamm der Gälen) zusammen. Von den
dreißiger bis in die achtziger Jahre hinein bestand

das irische Parteiensystem fast ausschließlich aus
diesen drei Parteien: Fianna Fäil, Fine Gael und
Labour.

Während der dreißiger Jahre weichten die von der
Fianna Fäil gestellten Regierungen unter Eamonn
de Valera schrittweise die Beschränkung der iri-
schen Unabhängigkeit durch Großbritannien auf.
Seinen ersten Niederschlag fand dieser Prozeß in
der von Valera 1937 in Kraft gesetzten Verfassung;
er wurde abgeschlossen mit der Ausrufung der Re-
publik 1948.

Zur Zeit des Unabhängigkeitsprozesses domi-
nierte in der Wirtschaft der 26 Grafschaften der
Agrarsektor. Sieht man von einigen kleineren In-
dustriebetrieben in Dublin ab, so befand sich das
industrielle Zentrum in Belfast und den umliegen-
den Gebieten im Nordosten. Die Teilung machte
aus dem neuen Staat ein Agrarland mit in der Re-
gel bäuerlichen Kleinbetrieben. Die wirtschaft-
liche Entwicklung ging nur schleppend und in klei-
nen Etappen voran. Eine wichtige Rolle spielten
die halbstaatlichen Betriebe und in den späten
fünfziger und frühen sechziger Jahren die staatli-
chen Bemühungen um eine zentrale Wirtschafts-
planung. Bis zu Beginn der siebziger Jahre hatte
sich Irland - weitgehend unter Auslassung der in-
dustriellen Revolution - zu einer Dienstleistungs-
gesellschaft entwickelt. Die dreieinhalb Mio. Ein-
wohner konzentrierten sich überwiegend in den ur-
banen Regionen.

II. Institutionelle
Rahmenbedingungen

1. Regierungssystem

Das irische Regierungssystem lehnt sich eng an das
britische Westminster-Modell an2 . Der Staat ist
zentralistisch aufgebaut (d.h., die Städte und Ge-
meinden sind politisch nahezu einflußlos), das ge-
setzgebende Organ besteht aus zwei Kammern,
und es existiert eine unabhängige Verwaltung. Im



Unterhaus des Parlaments, dem Däil, sitzen 166
Abgeordnete, die vom Volk gewählt werden. Der
Senat, das Oberhaus, hat 60 Sitze. In ihm sind ge-
wählte Abgeordnete, Stadträte, von den Universi-
täten entsandte Akademiker und der Ministerprä-
sident (Taoiseach), der elf der Mitglieder ernennt,
vertreten. Die Regierung wird von den und aus
den Reihen der Abgeordneten des Däil gewählt;
nur zweimal hat der Ministerpräsident von seinem
Recht Gebrauch gemacht, einen Senator zum Mi-
nister zu ernennen. Die Festlegung des Wahlter-
mins ist ausschließlich dem Regierungschef Vorbe-
halten, der spätestens nach fünf Jahren Neuwahlen
ausschreiben muß.

In einigen Punkten unterscheidet sich das irische
System jedoch vom Westminster-Modell. So gibt
es z. B. eine geschriebene Verfassung. Die derzei-
tige, die 1937 in Kraft trat und die alte Verfassung
von 1922 ablöste, kann nur durch ein Referendum
modifiziert werden - eine Möglichkeit, von der sel-
ten Gebrauch gemacht wird. Eine wichtige Rolle
spielt der Oberste Gerichtshof, dessen vorrangige
Aufgabe die Auslegung der Verfassung ist. Staats-
oberhaupt ist - wie in parlamentarischen Demo-
kratien üblich - ein mit nur geringen Vollmachten
ausgestatteter Präsident, der vom Volk gewählt
wird.

Eine erwähnenswerte Besonderheit des irischen
Systems ist die parlamentarische Interessenvertre-
tung. Politikwissenschaftler haben dieses Phäno-
men untersucht und dabei festgestellt, daß die Be-
ziehungen zwischen Politikern und Wählern klien-
telistischer Natur (Patronagebeziehungen) sind -
normalerweise ein Kennzeichen agrarischer, un-
terentwickelter Gesellschaften. Der Politiker spielt
demnach in Irland die Rolle eines Maklers zwi-
schen dem Wahlkreis und der Verwaltung. In wirt-
schaftlich und sozial entwickelten Gesellschaften
sollte der politikwissenschaftlichen Theorie zu-
folge die Rolle des Politikers als Makler hinter der
„konventionellen“ Rolle als Gesetzgeber zurück-
treten. In den achtziger Jahren ließen sich für diese
These keine Belege anführen: Die Abgeordneten
in Dublin schenken ihre Aufmerksamkeit ebenso-
sehr ihrer Arbeit im Wahlkreis wie ihre ländlichen
Kollegen. Wenn überhaupt, so konnten die For-
schungsergebnisse nur das Augenmerk auf die
deutliche Zunahme der Aufgaben eines durch-
schnittlichen Volksvertreters im Wahlkreis len-
ken3.

3 Als Überblick vgl. B. Farrell, Ireland: From Friends and
Neighbours to Clients and Partisans, in: V. Bogdanor
(Hrsg.), Representatives of the People?, Aldershot 1985.

4 Zum STV vgl. B. Chubb, The Government and Politics of
Ireland, London 1982, S. 350-353.
5 Vgl. C. O’Leary, Irish Elections 1918-1977, Dublin 1979.

2. Wahlsystem

Das irische Wahlsystem basiert auf dem Verhält-
niswahlrecht in Form des sogenannten Single
Transferable Vote (STV), das außer in Irland nur
noch bei nationalen Wahlen in Malta angewandt
wird. Es gilt im allgemeinen nur als unvollkomme-
nes Verhältniswahlrecht4 , da es zwar kleinen Par-
teien den Einzug ins Parlament erlaubt, ihnen aber
gleichzeitig Hindernisse in den Weg legt. Wie beim
relativen Mehrheitswahlrecht in Großbritannien,
ermöglicht das Verhältniswahlsystem in Irland
kleinen Parteien nur dann ein Überspringen der
parlamentarischen Hürde, wenn sie in einer Re-
gion starke Unterstützung erhalten. Gemäß der
Verfassung wird dieses Wahlrecht auf das irische
System mit seinen Mehrpersonen-Wahlkreisen
(Wahlkreise mit drei, vier oder fünf Mandaten) für
das nationale Parlament angewandt. Die Regie-
rung muß gewährleisten, daß die Wahlkreise aus-
gewogen repräsentiert werden (auf 20000 bis
30000 Wähler kommt ein Abgeordneter). Andern-
falls muß sie sich vor dem Verfassungsgericht ver-
antworten, wie es schon einmal geschehen ist.
Diese Bestimmung hat die Regierung in der Ver-
gangenheit allerdings nicht an dem Versuch gehin-
dert, den Wahlsieg ihrer Partei mittels Neufestset-
zung bzw. „Zurechtschneidung“ (gerrimandering)
der Wahlkreise zu erreichen. Seit Ende der siebzi-
ger Jahre haben die Regierungen die Festsetzung
der Wahlkreise unabhängigen Kommissionen
übertragen, denen ein Richter des Obersten Ge-
richtshofs vorsitzt.

Diese Entwicklung wird als ein Grund für die In-
stabilität der Regierungen in den achtziger Jahren
angesehen. 1959 und 1968 waren jeweils Versuche
unternommen worden, die Verhältniswahl durch
die relative Mehrheitswahl zu ersetzen. In beiden
Fällen sprach sich das Volk in Referenden gegen
eine Reform aus5 . Hochrangige Politiker haben in
den letzten Jahren mit dem Hinweis auf die Insta-
bilität der Regierungen während der achtziger
Jahre den Ruf nach einer Wahlrechtsreform
wieder laut werden lassen.

Ein wesentliches Merkmal des irischen Verhältnis-
wahlrechts ist die Vorzugswahl, die Wählern er-
laubt, so viele Kandidaten, wie auf dem Wahlzettel
angegeben sind, anzukreuzen und nach Priorität zu 
ordnen. Diese Regelung ermöglicht auch die
gleichzeitige Wahl von Kandidaten verschiedener
Parteien in einem Wahlkreis. Eine von mehreren



Konsequenzen, die sich daraus ergeben6 , ist, daß
es den Parteien schwerfällt, die innerparteiliche
Geschlossenheit zu wahren, da das Wahlsystem
auch den Wettbewerb von Kandidaten derselben
Partei begünstigt. In den Parteizentralen wurden
daher zunehmend Strategien zur „Stimmenstruk-
turierung“ entwickelt - zur Aufteilung der Wahl-
kreise nach den unterschiedlichen Kandidaten der-
selben Partei-, um sowohl dieses Problem in den
Griff zu bekommen als auch die Segnungen des iri-
schen Systems bei einer günstigen geographischen
Verteilung der Wählerschaft optimal zu nutzen
(die wissenschaftliche Literatur nimmt auf dieses
Phänomen unter dem Namen „Freund- und Nach-
barschaftseffekt“ Bezug)7 .

6 Vgl. S. Bowler/D. M. Farrell, Party Loyalties in Complex
Settings: STV and Party Identification, in: Political Studies,
39 (1991) 2; dies., Voter Behavior under STV-PR: Solving
the Puzzle of the Irish Party System, in: Political Behavior,
13 (1991) 4.
7 Vgl. B. FarrelIXAnm. 3).
8 Vgl. P. Bew/E. Hazelkorn/H. Patterson, The Dynamics
of Irish Politics, London 1989; R. Breen/D. F. Hannan/
D. B. Rottman/C. T. Whelan, Understanding Contemporary
Ireland, Dublin 1990.

9 D. Rottmann/P. O’Connell, The Changing Social Struc-
ture of Ireland, in: F. Litton (Hrsg.), Unequal Archieve-
ment, Dublin 1982, S. 76.
10 Vgl. R. Breen/D. F. Hannan/D. B. Rottman/C. T.
Whelan (Anm. 8), S. 68 f.

III. Wirtschaftlicher
und sozialer Wandel

1. Strukturelle Entwicklungen

Den Beginn wirtschaftlicher und sozialer Entwick-
lung im modernen Irland datiert man am besten
auf das Ende der fünfziger Jahre, den Zeitpunkt
der ersten Schritte zu einer ökonomischen Pla-
nung8 . Die Wirtschaftsplanung brachte die Indu-
strialisierung der Gesellschaft mit sich, die Migra-
tion der Landbevölkerung zu den industriellen
Ballungszentren mit ihrem ausgeprägten Dienstlei-
stungssektor beschleunigte sich, und die Ausgaben
für Erziehung wuchsen. Gleichzeitig wendete sich
das Inland - analog zu internationalen Entwicklun-
gen - vom außenwirtschaftlichen Protektionismus
ab und schrittweise dem freien Handel zu. Dieser
Prozeß kulminierte in Irlands Beitritt zur Europäi-
schen Gemeinschaft 1973 und in den dabei erziel-
ten wirtschaftlichen Vorteilen vor allem in den
siebziger Jahren.

Wie Rottman und O’Connell dargelegt haben, wa-
ren „die demographischen Konsequenzen der wirt-
schaftlichen Expansion in Irland, bald offensicht-

lieh“9 . Zum ersten Mal seit der Hungerkatastrophe
in den fünfziger Jahren des 19. Jahrhunderts stieg
die Bevölkerungszahl an, hervorgerufen durch
eine sinkende Auswanderungsrate und durch eine
sich beschleunigende Geburtenrate. In der Mitte
der siebziger Jahre „litt“ Irland erstmals unter
einer Zuwanderung in solchem Ausmaß, daß die
Bemühungen der Regierung zur Schaffung von
Arbeitsplätzen erfolglos blieben. Erst in den acht-
ziger Jahren, als das Land in eine Schuldenkrise
stürzte - das Ergebnis beträchtlich überzogener
Staatsausgaben ab 1977 - und gleichzeitig mit wirt-
schaftlichen Problemen zu kämpfen hatte, sank
das Nettowachstum der Bevölkerung: Von 1981
bis 1986 emigrierten 75000 Personen, die meisten
von ihnen überdurchschnittlich gut ausgebildet10 .
Insgesamt gesehen ist die Periode von den frühen
sechziger Jahren bis heute eine Phase dramatischer
demographischer Veränderungen, die sich beson-
ders in zwei Entwicklungen manifestieren:

Zum einen wuchs die Gesamtzahl der Bevölke-
rung, insbesondere stieg der Anteil der jüngeren
Generation (was dazu beiträgt, daß Irland inner-
halb Europas den größten Bevölkerungsanteil an
Personen verzeichnet, die von staatlichen Trans-
ferleistungen abhängig sind). Diese Tendenz
schlug sich in der Entscheidung von 1972 nieder,
das Wahlalter auf 18 Jahre zu senken. Ende der
achtziger Jahre war die irische Bevölkerung auf
knapp über dreieinhalb Millionen angewachsen,
davon waren 28 Prozent jünger als 15 Jahre.

Zum anderen hat sich die Beschäftigungsstruktur
deutlich verändert. Eine Zeitlang basierte die iri-
sche» Volkswirtschaft hauptsächlich auf dem land-
wirtschaftlichen Sektor. Noch zu Beginn der vierzi-
ger Jahre waren über 50 Prozent der Bevölkerung
in der Landwirtschaft beschäftigt. Seither hat sich
die Beschäftigungsstruktur merklich verändert.
Der Anteil der Beschäftigten im industriellen Sek-
tor wuchs stetig von 13 Prozent 1926 auf 32 Prozent
1980, bevor er 1990 auf 29 Prozent zurückfiel.
Auch der Dienstleistungssektor verzeichnete einen
kontinuierlichen Zuwachs von 34 Prozent 1926 auf
57 Prozent 1990. 1990 war unterdessen der Anteil
der in der Landwirtschaft Beschäftigten auf 15 Pro-
zent gesunken. Wenngleich dies für irische Ver-
hältnisse gering erscheint, haben innerhalb der EG
nur die griechische, spanische und portugiesische
Volkswirtschaft einen anteilsmäßig größeren
Agrarsektor.



In ihrer Studie der strukturellen Entwicklung Ir-
lands in den letzten dreißig Jahren haben Richard
Breen und seine Kollegen hervorgehoben, daß
die Art und Weise, das Tempo sowie die zeitliche
Abfolge der Veränderungen erhebliche Konse-
quenzen für die soziale Schichtung der irischen
Bevölkerung hatten. Sie fanden heraus, daß „die
Veränderungen der schichtenspezifischen Zusam-
mensetzung der irischen Arbeitnehmerschaft aus
einer industriellen Entwicklung resultierte, die
schneller vonstatten ging, später auftrat und stär-
ker vom Staat initiiert war als in den meisten west-
lichen Gesellschaften“11 . Die von ihnen analysier-
ten Volkszählungsdaten ergaben einen starken
Anstieg des Anteils der Angestelltenberufe an den
Beschäftigten (von 5 Prozent 1951 auf 17 Prozent
1985) und der Facharbeiter (von 10 auf 20 Prozent
im gleichen Zeitraum). Außerdem stellten die
Autoren einen - wenn auch weniger drastischen -
Anstieg an Arbeitern der unteren Mittelschicht
fest (von auf 22Prozent). Im Gegensatz dazu
sank der Anteil der angelernten und ungelernten
Arbeiter im gleichen Zeitraum von fast 25 auf
12 Prozent. Wie die Autoren weiter ausführen,
fällt unter die letztgenannte Veränderung auch die
„teilweise massive Abnahme“ der Beschäftigten
im Landwirtschaftssektor (um 74000 auf 21000 im
Jahre 1985). Aus diesen Ergebnissen schließen die
Autoren, daß „Irland nicht länger als kleinbürger
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-
lich charakterisiert werden kann: heute überwie-
gen die Arbeitgeber mit Großbetrieben und die
qualifizierten Arbeitnehmer“.

11 Ebd., S. 59; die nachfolgende Analyse bezieht sich auf
diese Quelle.
12 Die Arbeitslosenzahlen sind der aktuellen Arbeitslosen-
statistik entnommen.

13 Vgl. B. Farrell (Hrsg.), Communications and Commu-
nity in Irland, Cork 1984; M. Mc Loone/J. Mac Mahon
(Hrsg.), Television and Irish Society, Dublin 1984.
14 Vgl. J. Cooney, The Crozier and the Däil, Cork 1986;
J. H. Whyte, Church and State in Modem Ireland
1923-1979, Dublin 1980.

Die andere herausragende Kategorie ist die der
Arbeitslosen, deren Ausmaß inzwischen krisen-
hafte Züge angenommen hat. Ihre Zahl ist dra-
stisch angestiegen, von über 5 Prozent 1972 auf
mehr als 21 Prozent 1992 - die höchste Arbeitslo-
senquote innerhalb der EG und die zweithöchste
Steigerungsrate nach Großbritannien12. Die in den
siebziger und achtziger Jahren stark gestiegene
staatliche Verschuldung verhindert indes, daß die
Regierung wirksame Maßnahme gegen die
Arbeitslosigkeit ergreifen kann. Zwar hat die Re-
gierung in den letzten Jahren Schritte gegen die
Verschuldung unternommen, doch beträgt sie
noch immer um die 100 Prozent des Bruttoinlands-
produkts (BIP).

Arbeitslosigkeit und Staatsverschuldung sind eine
Erbschaft aller irischen Regierungen seit den fünf-
ziger Jahren. Die Wirtschaftspolitik war seit dieser

Zeit nach außen gerichtet; sie verfolgte in erster
Linie das Ziel, ausländische Investoren ins Land zu
holen und multinationale Unternehmen anzusie-
deln. Obwohl die Strategie auf Privatinvestitionen
ausgerichtet war, beteiligte sich auch der Staat an
den Investitionen, indem er finanzielle Hilfen und
Steuererleichterungen gewährte. Als Konsequenz
dieser Politik manövrierte Irland sich in eine Ab-
hängigkeit von internationalen Marktbewegungen
und Konjunkturtrends, die es verwundbar machte.
Als das Land in den siebziger Jahren von der inter-
nationalen Rezession mit betroffen wurde, rea-
gierte die Regierung mit einer Aufstockung der
Stellen im öffentlichen Dienst, die sie mit Kredit-
aufnahmen finanzierte.

Ein weiterer Grund für die hohe Staatsverschul-
dung liegt in der Ausweitung des Wohlfahrtsstaa-
tes. Seit den sechziger Jahren stiegen die Aus-
gaben für das Gesundheitswesen, für Erziehung,
Wohnungsbau und Soziales stetig; denn alle Regie-
rungen versuchten, das irische Wohlfahrtssystem
auf den Standard der reicheren westeuropäischen
Staaten, insbesondere Großbritanniens, anzuhe-
ben. In diesem Punkt waren sich alle Parteien ei-
nig; die Sozialausgaben stiegen konstant an, unab-
hängig davon, wer gerade an der Macht war. Für
die soziale Absicherung bezahlten die Iren mit ho-
hen Steuersätzen und der Staat mit Krediten. In
den achtziger Jahren hatten die Gesamtausgaben
des Staates (die meisten davon für Soziales) einen
Anteil von 60 Prozent des Bruttosozialprodukts
(BSP) erreicht.

2. Sozialer Wandel

Diese strukturellen Veränderungen fanden in
einer Zeit des schnellen sozialen Wandels statt, die
beispielsweise durch die Einführung des Fernse-
hens zu Anfang der sechziger Jahre13 sowie - allge-
meiner gesehen - durch die zunehmende Säkulari-
sierung und damit einhergehend die abnehmende
Bedeutung der katholischen Kirche gekennzeich-
net war. Irland als katholischer Staat, sogar als
Theokratie, wurde nicht zuletzt von den protestan-
tischen bzw. unionistischen Politikern Nordirlands
oft beschworen. Lange Zeit konnte diese These
aufgrund der Verfassung, der konservativen So-
zialgesetzgebung und der Einmischung der katholi-
schen Hierarchie in die Politik gewählter Volksver-
treter nicht geleugnet werden14.



Seit Ende der sechziger Jahre trug eine Reihe von 
Faktoren dazu bei, den eisernen Griff der Kirche
zu lockern. Dazu gehörten die oben genannten de-
mographischen und wirtschaftlichen Veränderun-
gen, die aktivere Rolle der Gerichte bei der Über-
prüfung der Einhaltung der Verfassungsgebote15

und nicht zuletzt der Beitritt Irlands zur EG, der
eine Anpassung der Sozialgesetzgebung und die
Einführung neuer Gesetze in Anlehnung an die
Rechtsverhältnisse in anderen Staaten der Ge-
meinschaft erforderte16 . Nur sehr zögerlich wurden
Gesetze unter anderem auf den Gebieten Frauen-.
rechte, Adoption und Verhütung reformiert, an-
dere Gesetze wurden weniger restriktiv ausgelegt -
beispielsweise wurde die Zensur, unter der noch 
Autoren wie Samuel Beckett, James Joyce, Edna
O’Brien und Brian Moore litten, weniger streng
gehandhabt.

15 Vgl. B. Chubb, The Politics of the Irish Constitution,
Dublin 1991.
16 Vgl. P. Keatinge (Hrsg.), Ireland and EC Membership
Evaluated, London 1991, insbes. Teil IV.

Doch der Prozeß des sozialen Wandels verlief
nicht immer geradlinig. 1986 scheiterte der Ver-
such, das Scheidungsrecht zu reformieren, an der
Bevölkerung, die auf den Rat der Kirche hin beim
Referendum dagegen stimmte. 1983 war bereits in
einem Referendum ein Verfassungszusatz mit
überwältigender Mehrheit gebilligt worden, der
Irlands restriktives Abtreibungsrecht vor einer
Aufweichung durch EG-Recht schützt. Dieser
Verfassungszusatz hat zu gerichtlichen Verfü-
gungen geführt, nach denen Frauen nicht einmal
grundlegende Informationen über Abtreibungs-
kliniken in Großbritannien (jedes Jahr fahren
Tausende irischer Frauen zum Schwangerschafts-
abbruch nach Großbritannien) erhalten dürfen.
Früchte dieser Politik sind die Zensur von Magazi-
nen, die die Adressen von Abtreibungskliniken
veröffentlichen, und der Fall eines vierzehnjähri-
gen Vergewaltigungsopfers, das der Generalstaats-
anwalt an der Ausreise zum Schwangerschaftsab-
bruch hindern wollte (der Fall wurde an den Ober-
sten Gerichtshof weitergeleitet, der den Antrag
der Staatsanwaltschaft ablehnte).

Gegen den Widerstand der Politiker setzten die
Gerichte in den siebziger Jahren die Legalisierung
von Verhütungsmitteln durch. Nachdem anfäng-
lich Kontrazeptiva nur Eheleuten verschrieben
werden durften, sind im Zuge einer allmählichen
Liberalisierung Verhütungsmittel nun auch Unver-
heirateten zugänglich. Da Aids auch in Irland zu
einem unübersehbaren Problem geworden ist, hat

sich der Druck auf die Regierung verstärkt, den
Zugang zu Kondomen zu erleichtern und die Al-
tersschwelle für Jugendliche, die sie erhalten dür-
fen, von 18 auf 16 Jahre zu senken. Entsprechende
Reformen wurden 1992 durchgesetzt, jedoch bleibt
auf Druck der katholischen Kirche die Aufstellung
von Kondomautomaten verboten. Als Kompromiß
wurde das Mindestalter für den Zugang zu Präser-
vativen auf 17 Jahre gesenkt.

Die katholische Kirche bleibt eine einflußreiche
Institution in Irland, wie beispielsweise der hohe
Anteil an gläubigen und praktizierenden Katholi-
ken in der Bevölkerung oder die Dominanz der
Kirche im Gesundheits- und Erziehungswesen zei-
gen. Die Abnahme der Häufigkeit von Kirchenbe-
suchen vor allem in städtischen Ballungszentren
oder das wachsende Unbehagen in der Mittel-
schicht und in Intellektuellenkreisen an der Einmi-
schung der Kirche in soziale Belange weisen je-
doch darauf hin, daß das Ausmaß des kirchlichen
Einflusses in Zukunft möglicherweise weiter
schrumpfen wird.

IV. Außenpolitik

Lange Zeit nahm Irland einen isolationistischen
Standpunkt in der Außenpolitik ein. Es verfolgte
hauptsächlich zwei Grundsätze: 1. Betonung der
anglo-irischen Beziehungen, zum einen wegen der
Bedeutung Großbritanniens als Exportmarkt für
Irland und zum anderen wegen der Nordiriand-
frage; 2. Neutralitätspolitik seit dem Zweiten
Weltkrieg (Irland ist kein Mitglied der NATO).
Die Hauptveränderungen in den letzten Jahren
waren der Beitritt Irlands zur EG Anfang der sieb-
ziger Jahre und die Entwicklung einer gemeinsa-
men Außenpolitik innerhalb der Gemeinschaft.
Zusammenfassend kann daher gesagt werden, daß
jede Änderung in der irischen Außenpolitik in den
vergangenen zwanzig Jahren auf Entwicklungen in
der EG zurückzuführen ist.

Irland ist seit seinem Beitritt zur EG 1973 ein be-
geistertes Mitglied der Gemeinschaft: Die wichtig-
sten Parteien und die Bauernlobby standen ein-
deutig hinter der EG, und Meinungsumfragen in
halbjährlichen Abständen (Eurobarometer) erga-
ben ebenfalls starke Zustimmung. Bei drei Anläs-
sen stimmte die Bevölkerung mit überwältigender
Mehrheit zugunsten der Europäischen Gemein-



schäft, zuletzt beim Referendum über die An-
nahme des Vertrags von Maastricht, kurz nachdem
die Dänen in einer Volksabstimmung die Ratifizie-
rung abgelehnt hatten. Die Gründe für die starke
Unterstützung der Gemeinschaft liegen auf der
Hand. Irland hat von der Struktur- und Regional-
hilfe der EG in hohem Maße profitiert. Die Zuge-
hörigkeit zur EG hat die Abhängigkeit des Landes
von Exporten nach Großbritannien reduziert und
dem kleinen Staat ein größeres Gewicht in der
Welt verschafft, als ihm unter normalen Umstän-
den zugekommen wäre.

Bis heute hat Irland seine militärische Neutralität
wahren können. Mit den Schritten hin zu einer
politischen Union innerhalb der EG wird zweifels-
ohne auch der Druck auf Irland wachsen, diese
aufzugeben. Einige hochrangige Politiker haben
sich schon bereit gezeigt, die Aufgabe der Neutra-
lität hinzunehmen, aber aus der Sicht führender
Wissenschaftle/ würde ein entsprechender Schritt
„wahrscheinlich zu einer Zerreißprobe führen...
möglicherweise in einem solchen Ausmaß, daß die
EG-Mitgliedschaft Irlands in Frage gestellt
wird“17 .

17 Ders., Foreign Relation«, in: ebd., S. 164.
18 Vgl. T.Garvin, The North and the Rest, in: C. Towns-
hend (Hrsg.), Consensus in Ireland, Oxford 1988.

19 Vgl. ders., The Evolution of Irish Nationalist Politics,
Dublin 1981.
20 Vgl. P. Mair, The Changing Irish Party System, London
1987, S. 78f.; D. M. Farrell, Ireland, in: R. S. Katz/P. Mair
(Hrsg.), Party Organizations in Western Democracies
1960-1990, London 1992, Tabellen VIIA.4.i.a.-ii.b.
21 Vgl. H. Patterson, The Politics of Illusion: Republica-
nism and Socialism in Modern Ireland, London 1989.

Als letztes gesellschaftspolitisches Thema muß die
Krisenregion Nordirland angesprochen werden.
Seit dem Ausbruch der „Konflikte“ Ende der sech-
ziger Jahre haben Politiker und Medien dem Nor-
den verstärkt ihre Aufmerksamkeit gewidmet.
Politiker fürchteten vor allem die Möglichkeit
eines Übergreifens der Gewalttätigkeiten auf den
Süden. Größtenteils war diese Sorge unbegründet;
jedoch hat die perzipierte Bedrohungssituation es
den irischen Regierungen erlaubt, ein Notstands-
gesetz zu verabschieden, das sie mit ähnlichen
Vollmachten wie die britischen Behörden aus-
stattet.

Die Situation in Nordirland zwang die Politiker
auch, ihre Position hinsichtlich einer „Wiederver-
einigung“ zu überdenken: ob sie tatsächlich die
beste Lösung ist, wie sie realistischerweise um-
gesetzt werden kann, was der Süden dazu beitra-
gen kann, sie zu verwirklichen. Dieser Prozeß
der Neubesinnung hat irische Politiker dazu ge-
bracht, stärkere Anlehnung an und engere Zu-
sammenarbeit mit Großbritannien zu suchen, was
letztendlich zum anglo-irischen Abkommen von
1985 führte18 .

V. Trends im Parteiensystem

1. Wählertrends

Im Verlauf der irischen Wahlen hat die Fianna Fäil
stets eine dominante Rolle gespielt. Ihr vorherr-
schender Status seit Ende der dreißiger Jahre ist
unangefochten und gut belegt19 . Abgesehen von
einer kurzen Phase im Jahr 1932, als die Labour
Party eine Minderheitsregierung der Fianna Fäil

‘unterstützte, betrieb diese ihre Politik sowohl in
der Regierung als auch in der Opposition ohne
Bündnispartner. Einzige Ausnahme ist die Koali-
tion, die die Fianna Fäil 1989 mit den Fortschrittli-
chen Demokraten einging, eine Koalition, die 1992
unter zunehmenden Druck geriet. Die Wahlen
können deshalb in nahezu der gesamten Ge-
schichte Irlands als ein Wettbewerb zwischen
Fianna Fäil einerseits und den restlichen Parteien
andererseits betrachtet werden.

Nach der kurzen Periode eines lebendigen Mehr-
parteiensystems in den fünfziger Jahren formierte
sich das Spektrum 1957 für zwei Jahrzehnte
zu einem „Zweieinhalb-Parteien-Wettbewerb“.
Fianna Fäil war während der gesamten sechziger
Jahre an der Macht. Ihre sechzehnjährige Regie-
rungszeit wurde erst durch den dramatischen
Wahlsieg der „Nationalen Koalition“ zwischen
Fine Gael und Labour 1973 beendet. Seit 1973
zeichnet sich zumindest ein Haupttrend ab: Bei je-
der Wahl bis 1987 wechselten die Regierungen. An
dieser Entwicklung läßt sich nicht zuletzt eine
wachsende Loslösung der Wähler von den Parteien
in Form einer deutlichen Abnahme der Parteien-
identifikation ablesen20 . Zu Beginn der achtziger
Jahre zeigten sich zumindest zwei Konsequenzen
der gesteigerten Mobilität irischer Wähler in der
Politik, zum einen die zunehmende Häufigkeit von 
Parlamentswahlen (fünf während der achtziger,
hingegen nur zwei während der siebziger Jahre)
und zum anderen der Aufstieg neuer Parteien.

Gleichzeitig mit dem Ausbruch der Unruhen in
Nordirland spaltete sich die Sinn Fin erneut Ende
der sechziger und Anfang der siebziger Jahre. Die
offizielle Sinn Fin trat bei den Wahlen unter dem
Namen Arbeiterpartei (Workers’ Party) auf21 .



Während der achtziger Jahre nahm sie, wenn auch
in geringem Umfang, stetig zu und schien 1987 so-
gar die Labour Party in ihrer Position als die Partei
der Linken zu bedrohen.

Die zweite Partei, der ein sehr viel dramatischerer
Durchbruch gelang, waren die Fortschrittlichen
Demokraten (Progressive Democrats/PD), die bei
ihrer ersten Wahlteilnahme 1987 14 Sitze im Parla-
ment gewannen. Auch die PD rekrutierte sich aus
einer Flügelabspaltung von der Fianna Fäil22 . Der
prominente Fianna Fäil-Abgeordnete Desmond
O'Malley, ein entscheidender Rivale des Vorsit-
zenden Charles Haughey, war wegen politischer
Differenzen 1985 aus der Partei ausgeschlossen
worden. Er reagierte schnell, um die Vorteile einer
starken Unterstützung seiner Person sowie einer
offensichtlichen Unzufriedenheit der Öffentlich-
keit darüber auszunutzen, daß auch heute noch die
unterschiedlichen Positionen von Fianna Fäil und
Fine Gael sich auf ihre Kontroverse zur Bürger-
kriegsfrage in den zwanziger Jahren (auf die beide
Parteien zurückgehen) zurückführen lassen. 1986
gelang es O’Malley, eine Reihe von nationalen und 
lokalen Politikern sowohl von der Fianna Fäil als
auch von der Fine Gael um sich zu scharen und mit
ihnen die PD zu gründen. Ähnlich wie bei der
Gründung der Sozialdemokratischen Partei in
Großbritannien Anfang der achtziger Jahre wurde
von einem „Zusammenbruch der Strukturen“ ge-
sprochen, und die Medien waren völlig von dieser
Problematik eingenommen. Trotz des beeindruk-
kenden Wahlergebnisses 1987 warnten die Skepti-
ker vor zu viel Euphorie angesichts des plötzlichen

22 Vgl. T. Lyne, The Progressive Democrats, in: Irish Poli-
tical Studies, 2 (1987); D. Walsh, Des O'Malley: a Political
Profile, Kerry 1986.

23 Vgl. D. M. Farrell, Ireland: The „Green Alliance“, in:
F. Müller-Rommel (Hrsg.), New Politics in Western Europe,
Boulder, Col. 1989; D. Whiteman, The Progress and
Potential of the Green Party in Ireland, in: Irish Political Stu-
dies, 5 (1990).
24 Vgl. R. Dunphy, The Workers’ Party and Europe, in:
Irish Political Studies, 7 (1992).

Aufstiegs und wiesen auf die Probleme hin, die
neue Parteien mit hohen Ansprüchen in den vierzi-
ger und fünfziger Jahren bei den nachfolgenden
Wahlen hatten. Diese Skepsis schien sich zu bestä-
tigen, betrachtet man das Wahlergebnis der PD
1989 (Tabelle 1).

Als dritte Partei nahmen die Grünen die Hürde ins
Parlament, die, nachdem sie Mitte der achtziger
Jahre keine Mandate errungen hatten, über den
Erfolg eines ihrer Dubliner Kandidaten 1989 er-
staunter waren als fast alle anderen23 .

Die jüngste Entwicklung in der irischen Parteien-
landschaft war die Gründung einer neuen Partei
durch sechs der sieben Abgeordneten der Wor-
kers’ Party (einschließlich des Parteivorsitzenden)
im Februar 1992. Sie formierten sich zur Demokra-
tischen Linken (Democratic Left) und übernah-
men die meisten Mitglieder der Arbeiterpartei.
Der Bruch war hervorgerufen worden durch die
Unfähigkeit des Parteichefs, organisatorische Re-
formen herbeizuführen und das Prinzip des demo-
kratischen Zentralismus abzuschaffen24 . Die Par-
teiführung hatte gezögert, auf die parteiinterne
Krise zu reagieren, die durch den Zusammenbruch
des Kommunismus in Osteuropa, durch ausge-
dehnte Medienspekulationen über eine Verbin-
dung der Workers’ Party zur (offiziellen) Irisch-
Republikanischen Armee (in Nordirland) sowie
durch Parteischulden in Höhe von 500000 Irische
Pfund hervorgerufen wurde. \



Es entstanden nicht nur neue Parteien, auch die
etablierten Parteien waren einem Wandel unter-
worfen. Das besondere Augenmerk gilt an dieser
Stelle dem Schicksal der Labour Party, die nach
vorübergehenden Wahlerfolgen in den späten
sechziger Jahren in der Wählergunst stetig und of-
fensichtlich endgültig sank25 . Darüber hinaus
nahm im gleichen Maße, wie die Zustimmung für
Labour abnahm, der Erfolg der Workers’ Party
kontinuierlich zu, was bei Labour eine Endzeit-
stimmung auslöste. Erleichterung brachte das
Wahlergebnis von 1989 mit einer erheblichen Stim-
mensteigerung für Labour, das fast an das von
1981 heranreichte. 1990 gelang der Partei ein wei-
terer Erfolg, als ihre Kandidatin für das Präsiden-
tenamt, Mary Robinson, bei der Wahl siegte. Es
war das erste Mal überhaupt, daß ein Bewerber die
Präsidentschaft errang, der nicht von der Fianna
Fäil unterstützt wurde.

25 Vgl. M. Gallagher, The Irish Labour Party in Transition
1957-82, Manchester 1982; P. Mair (Anm. 20).

26 Vgl. R. K. Carty, Party and Parish Pump: Electoral Poli-
tics in Ireland, Ontario 1981; J. Whyte, Ireland: Politics
without Social Bases, in: R. Rose (Hrsg.), Electoral
Behaviour, New York 1974.
27 Vgl. S. M. Lipset/S. Rokkan (Hrsg.), Party System and
Voter Alignments, New York 1967; R. Sinnott, Interpreta-
tions of the Irish Party System, in: European Journal of Polit-
ical Research, 12 (1984) 3.
28 P. Mair (Anm. 20), S. 204; s. a. R. Sinnott, Dimensional
Analyses of Party Differences: The Irish Case, in: British
Journal of Political Science, 16 (1986).

Die Wahltrends für die beiden größten Parteien,
Fianna Fäil und Fine Gael, waren weniger ausge-
prägt. Insbesondere muß hier der Zeitraum der
achtziger Jahre betrachtet werden, in denen das
Schicksal der beiden Parteien mit ihren angesehe-
nen Vorsitzenden, Charles Haughey und Garret
FitzGerald, eng verknüpft war. Haughey, der An-
fang 1992 durch Albert Reynolds ersetzt wurde,
führte die Fianna Fäil durch eine Serie düsterer
Wahlniederlagen, während FitzGerald, der den
Vorsitz in der Fine Gael von 1977 bis 1982 inne-
hatte (der derzeitige Parteivorsitzende ist John
Bruton), Vorteile aus den Problemen der Fianna
Fäil zog und seiner Partei 1981/1982 beispiellose
Wahlsiege bescherte. In der Folgezeit kostete die
unpopuläre Regierungskoalition mit der Labor
Party von 1982 bis 1987 die Fine Gael so viele
Wählerstimmen, daß sie sich bislang noch nicht da-
von erholt hat.

2. Das Parteiensystem

In der vergleichenden Politikwissenschaft wird die
irische Parteienlandschaft als ein System sui gene-
ris betrachtet. Als Hauptgründe für diese Beson-
derheit werden die Schwäche der Linken, die
schichtenübergreifende Unterstützung der Par-
teien durch die Wähler sowie das Unvermögen,
das irische Parteiensystem innerhalb vergleichba-
rer Politikmodelle zu orten, angeführt.

Daß die Linke in Irland schwach ist, läßt sich nicht
bestreiten. 1989 erreichte die gesamte Linke -

wenn man neben der Labour Party und der Wor-
kers’ Party auch die Grünen hinzurechnet - nur
16 Prozent der Stimmen, und dies muß als ausge-
sprochen gutes Ergebnis gewertet werden (vgl. Ta-
belle 1). Wie schwach die irische Linke während
der letzten Jahrzehnte tatsächlich war, zeigt auch
der Vergleich mit anderen westeuropäischen Län-
dern in Tabelle 2.

Einer der wesentlichen Gründe für das Fehlen
einer starken Partei links von der Mitte ist der
mangelnde Rückhalt irischer Parteien in soziode-
mographischen Wählergruppen. Dieser Punkt,
den zuerst der inzwischen verstorbene John Whyte
Anfang der siebziger Jahre herausstellte, wurde in
den siebziger und frühen achtziger Jahren von den
Politikwissenschaftlern immer wieder betont26 .
Damit verbunden war die Frage, wie angesichts
der offensichtlichen Schwäche des Schichten-
ansatzes die irischen Parteien am besten zu katego-
risieren wären. Richard Sinnott brachte das
überzeugende Argument vor, daß von den vier
Konfliktlinien (cleavages), die Lipset und Rokkan
entworfen hatten, die Zentrum-Peripherie-Kon-
fliktlinie sich am besten zur Erklärung des
Parteienschemas in Irland eignet. Demnach sind
Fianna Fäil und Fine Gael die Erben des Bürger-
kriegskonfliktes (in den zwanziger Jahren) über
den Grad der Unabhängigkeit, die das Zentrum
Großbritannien der Peripherie Irland gewährte27 .

Im Verlauf der achtziger Jahre wurde die zwi-
schenparteiliche Konfliktlage in Irland hauptsäch-
lich aus zwei Gründen neu interpretiert. Zum
einen ergab eine genauere Studie der Parteien-
standpunkte ein wesentlich komplexeres Feld von
Unterscheidungsmerkmalen der Parteien, als sie
durch die „nationale Frage“ erklärt werden
konnte. In einer Analyse der Wahlprogramme der
Parteien über einen längeren Zeitraum hinweg
eruierte Peter Mair, daß „die Parteien den traditio-
nellen Nationalismus nicht als Argument benut-
zen, um Wechselwähler für sich zu gewinnen.
Wenn Parteiprogramme die Wähler beeinflussen,
dann mit ihren unterschiedlichen Stellungnahmen
zur Wirtschafts- und Sozialpolitik sowie zum Re-
gierungsstil.“28



Zum anderen deutete eine Auswertung von Mei-
nungsumfragen zur Wahl 1987, denen ein revidier-
tes Modell sozialer Schichtung zugrunde lag, auf
eine neue parteipolitische Orientierung sozialer
Gruppen hin. Die Studie kam zu dem Ergebnis,
daß Fine Gael und Progressive Democrats zuneh-
mend Wähler der Mittelschicht ansprachen, wäh-
rend die Fianna Fäil - traditionell eine Volkspartei
par excellence - hauptsächlich für die Arbeiter-
schaft attraktiv war. „Irland“, so schlossen die
Autoren, „ist nun ein Parteiensystem mit einigen
sehr ausgeprägten sozialen Fundamenten.“29 Es
sollte jedoch angemerkt werden, daß es in der dar-
auffolgenden Wahl 1989 eine Umkehr dieses
Trends gab, da vor allem Fianna Fäil ihren schich-
tenübergreifenden Charakter wieder erlangte und
sich erneut als Volkspartei etablieren konnte. Die
Reaktionen darauf waren eher gedämpft: „Ob-
wohl es eine Grundlage für ein Parteiensystem ent-
lang der Schichtengrenzen geben mag, kam dies
1989 nicht zum Tragen.“30

29 M. Laver/M. Marsh/R. Sinnott, Patterns of Party Sup-
port, in: M. Laver/P. Mair/R. Sinnott (Hrsg.), How Ireland
Voted, Dublin 1987, S.,109.
30 M. Marsh/R. Sinnott, How the Voters Decided, in:
M. Gallagher/R. Sinnott, How Ireland Voted 1989, Galway
1990, S. 126.

31 Vgl. S. Bowler/D. M. Farrell (Hrsg.), Electoral Strate-
gies and Political Marketing, Basingstoke 1992; R. S. Katz/
P. Mair (Anm. 20).

3. Parteienorganisation und Parteienfinanzierung

In der wissenschaftlichen Literatur ist ein zuneh-
mendes Interesse an der Binnenstruktur von Par-
teien und an der Parteienfinanzierung zu verzeich-
nen. Vergleichende Studien haben gezeigt, daß
Parteien sich zunehmend professioneller organisie-
ren, daß sie dazu tendieren, einen Mitarbeiterstab
mit Organisationsfragen zu befassen, Wahlkampf-
experten hinzuzuziehen, den Marketingstrategien
im Wahlkampf größere Aufmerksamkeit zu schen-
ken und in allen Bereichen mehr Geld auszugeben.
Parallel dazu ist die Bedeutung der Parteimitglie-
der schrittweise gesunken und die Abhängigkeit
der Parteien von staatlicher Finanzierung gewach-
sen31 .

Irland hat sich dem allgemeinen westeuropäischen
Trend angepaßt. Dies läßt sich zumindest in drei
Bereichen beobachten. Zum ersten haben sich die
Wahlkampfstrategien stark verändert. Traditionel-
lerweise bestanden die Wahlkämpfe früher aus
einer Reihe von lokalen Wahlkämpfen, die vom
Parteizentrum aus kaum koordiniert' wurden und



sich nicht in eine nationale Wahlkampfstrategie
einfügten. Ende der siebziger Jahre begannen
Fianna Fäil und Fine Gael ihre Strategie zu än-
dern: In den Parteizentralen wurden die Mitarbei-
terstäbe vergrößert, Wahlkampfberater sowie
Agenturen engagiert, um landesweite Strategien
auszuarbeiten, und die Parteistatuten geändert,
um die Zentrale mit größeren Koordinations- und
Kontrollkompetenzen auszustatten32.

32 Zu den Wahlkampfstrategien 1989 vgl. D. M. Farrell,
Campaign Strategies and Media Coverage, in: M. Gallagher/
R. Sinnott (Anm. 30). Zur Organisationsreform vgl. ders.
(Anm.20). Die folgende Erörterung der Organisationsre-
form und der Parteienfinanzierung stützt sich auf diese
Quelle.

Zweitens hat die Rolle und die Bedeutung der Par-
teimitglieder abgenommen. Seit der zweiten
Hälfte der achtziger Jahre ist die Zahl der Ortsver-
bände und der Mitglieder gesunken. Dieser Trend
bestätigt sich sowohl bei Betrachtung der absolu-
ten Zahlen als auch im Verhältnis der Mitglieder-
zahl zur Zahl der Wahlberechtigten bzw. der tat-
sächlichen Wähler. Im internationalen Vergleich
gehören die irischen Parteien trotz der starken tra-
ditionellen Verwurzelung in der örtlichen Basis in
den späten achtziger Jahren zu denjenigen mit dem
in Relation zur Wählerschaft geringsten Mitglie-
deranteil (vgl. Tabelle 3).

Darüber hinaus zeigt sich die sinkende Bedeutung
der einzelnen Mitglieder in den Finanzen der Par-
teien, auf deren Einnahmeseite die Mitgliedsbei-
träge seit Mitte der achtziger Jahre einen geringe-
ren Anteil als vordem ausmachten. Die Parteifi-
nanzen insgesamt lassen sich als Indikator für eine
dritte wesentliche Veränderung innerhalb der Par-
teien in den letzten Jahren werten. Von etwa 1980

an weisen die veröffentlichten Bilanzen der Fianna
Fäil und der Fine Gael drastische Einkommenszu-
wächse und ebenso gestiegene Ausgaben auf. Bei
den kleineren Parteien bestätigt sich dieser Trend,
wenn auch in geringerem Ausmaß. Interessanter
ist allerdings, was die veröffentlichten Bilanzen
nicht enthüllen. Die Parteien sind nicht verpflich-
tet, ihre Finanzen offenzulegen. Jene, die es trotz-
dem tun, wählen die Informationen, die sie an die
Öffentlichkeit weiterleiten, sorgfältig aus. Die In-
formationslücken können nur durch journalistische
Recherche gefüllt werden, die in den frühen neun-
ziger Jahren eine hohe Verschuldung aller Parteien
- besonders aber der Fianna Fäil, der Fine Gael
und der Workers’ Party/Demokratische Linke -
zutage förderte. 1992 hat eine noch andauernde öf-
fentliche Untersuchung eines mutmaßlichen Fi-
nanzskandals im Landwirtschaftsbereich den Be-
weis erbracht, daß eine hohe Abhängigkeit der
Parteien rechts von der Mitte von finanziellen Zu-
wendungen aus der Wirtschaft besteht. Dies hat
Spekulationen über eine mögliche politische Kor-
ruption angeheizt.
Das derzeitige Interesse an der Parteienfinanzie-
rung hat den Ruf nach Einführung einer staatli-
chen Alimentierung als einzigem Weg, die Par-
teien von Unternehmerspenden unabhängiger zu
machen, laut werden lassen. Im Verlauf dieser De-
batte wurde dem deutschen System der Parteienfi-
nanzierung durch den Staat große Aufmerksam-
keit geschenkt. Kurioserweise wurde bei dieser
Debatte aber übersehen, daß der irische Staat die
Parteien und Politiker bereits mit großzügigen
finanziellen Zuwendungen unterstützt. Ein großer
Teil der Mitarbeiter der Parteien erhält sein Ge-
halt vom Staat; jedes Jahr bekommen die Partei-
vorsitzenden einen Zuschuß zur Förderung ihrer



politischen Aktivitäten; für die Wahlkreisarbeit
stellt der Staat jedem Abgeordneten eine Büro-
kraft und einen Computer, unterstützt ihn mit Da-
tenmaterial und einem finanziellen Zuschuß. Die
Gesamtsumme für all diese Zwecke ist nicht zu
vernachlässigen. 1989 zum Beispiel betrugen die
Gesamteinnahmen aller Parteien weniger als drei
Mio. Irische Pfund. Im gleichen Jahr gab der Staat
für die Parteien und ihre parlamentarischen Ver-
treter schätzungsweise vier Mio. Irische Pfund aus.

VI. Schlußfolgerung

Nur zehn Jahre ist es her, daß ein außenstehender
Betrachter der irischen Politik im Vorwort zu sei-
nem Buch schrieb, lediglich durch Fußnoten sei
seine Aufmerksamkeit auf Irland gelenkt worden.
Immer wieder sei in der Fachliteratur der verglei-
chenden Politikwissenschaft lediglich angemerkt
worden: „ausgenommen Irland“. Ob das Thema
nun die soziale Basis der Parteien, die Rechts-
Links-Orientierung der derzeitigen Wählerschaft,
die Auswirkung des Verhältniswahlrechts, das
klientistische Verhältnis von Funktionären und
(Leistungen empfangenden) Mitgliedern in den 
Parteimaschinen oder der anhaltende Erfolg der
Demokratie in relativ unmodernen Staaten gewe-
sen sei, die Beobachtung sei die gleiche geblieben:
„ausgenommen Irland“33 . Wie in der vorliegenden

33 Vgl. R. K. Carty (Anm. 26), S. xiii.
34 J. Blanchard, Le Droit Ecclsiastique Contemporain
d’Irlande, Paris 1958, S. 11.

Analyse gezeigt wurde, lassen sich solche Aussa-
gen für die neunziger Jahre nicht länger halten.

Irland hat in den letzten dreißig Jahren einen wei-
ten Weg hinter sich gebracht. Sowohl die wirt-
schaftliche und soziale Entwicklung als auch die
demographischen Veränderungen, die Einführung
des Fernsehens und der Beitritt zur EG haben ih-
ren Beitrag zum politischen Modernisierungspro-
zeß geleistet. Das Land, das einst als wundersa-
mer, bäuerlicher Außenposten am Rande Europas
galt, als „une ile derrire une ile“34 (eine Insel hin-
ter einer Insel), zeigt nun eine Reihe gemeinsamer
Züge mit den anderen westeuropäischen Staaten.
Das Parteiensystem, einst als „einzigartig“
beschrieben, weist inzwischen Merkmale schich-
tenspezifischer Zuordnung auf; die Zahl der
Wechselwähler hat sich erhöht; neue Parteien sind
entstanden; bestehende Parteien haben ihre Orga-
nisationsformen modernisiert, um neue Wahl-
kampfstrategien anzuwenden; politische Themen
werden im Wahlkampf deutlicher hervorgehoben
und die Politiker zunehmend nach ihren Leistun-
gen als Lenker der Wirtschaftspolitik bewertet.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß Irlands
Status in der wissenschaftlichen Literatur als „Aus-
nahme“ oder „ungewöhnlicher Fall“ in einer zu-
nehmenden Anzahl von Bereichen kaum noch eine
Berechtigung hat - und das umso weniger, als das
Land sich immer besser in den Reigen kleiner
Staaten in Westeuropa einfügt.



Andreas Barz: Das Ende der Neutralität. Die neutralen Staaten im Wandel der
Weltpolitik

Aus Politik und Zeitgeschichte. B 47-48/92, S. 3-11

Die Regierungen der neutralen Staaten Europas sehen sich unvermittelt neuen Herausforderungen gegen-
über, die sich aus den Veränderungen der internationalen Beziehungen ergeben. Diese Veränderungen sind
mit der Tradition ihres jeweiligen neutralitätspolitischen Standpunktes - ein Reflex auf eine bestimmte, für
jeden Staat verschiedene historische und politische Situation - nicht in Einklang zu bringen.
In dem Artikel werden die traditionelle Rolle der neutralen Staaten in der internationalen Politik und eine
Analyse der Neutralitätspolitik Finnlands, Schwedens, Österreichs sowie der Schweiz den Veränderungen
der internationalen Beziehungen gegenübergestellt. Das Ende des Ost-West-Konflikts als spektakulärste
Veränderung, vor allem aber die stärkere Integration der EG, die neue Bedeutung regionaler, in aller Regel
national(-istisch) motivierter Konflikte und die neue Dimension des Nord-Süd-Konflikts bestimmen die
politische Agenda und fordern von den neutralen Staaten eine andere Politik.

Anton Pelinka: Österreich: Was bleibt von den Besonderheiten?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47-48/92, S. 12-19

Das politische System der Zweiten Republik Österreich war durch einen ausgeprägten Parteienstaat und
einen ebenso ausgeprägten Verbändestaat gekennzeichnet. Die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen
jedoch, daß die Wählerschaft zunehmend auf Distanz zu den Parteien, und vor allem zu den Großparteien,
geht. Hinzu kommt eine wachsende Infragestellung sowohl der Kammern als auch der Gewerkschaften, die
sich in wachsender Kritik an der Pflichtmitgliedschaft in den Kammern und in abnehmenden Mitgliederzah-
len der Gewerkschaften zeigt. Diese Beobachtungen werden gestützt durch eine Entflechtung des Par-
laments von den Verbänden.
Ursache dieser Entwicklung ist die Auflösung der traditionellen politisch-weltanschaulichen Lager und der
sie konstituierenden sozialen Milieus. Durch dieses Aufbrechen verlieren Parteien- und Verbändestaat ihre
gesellschaftlichen Grundlagen. Dies bedeutet, daß Österreich „verwestlicht“ - seine politische Kultur und
sein politisches System gleichen sich dem Durchschnitt westeuropäischer Demokratien an.



Wolf Linder: Die Schweiz zwischen Isolation und Integration

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47-48/92, S. 20-31

Die Periode der Nachkriegszeit, in welcher die Schweiz wirtschaftliche Standort- und Wohlstandsvorteile,
volle Souveränität und direkte Demokratie, geringe außenpolitische Bindungen und bewaffnete Neutralität
zum „Sonderfall" zu verbinden vermochte, geht dem Ende entgegen. Europäische und welthandelspoliti-
sche Entwicklungen führen, als Druck von außen, zu erheblichen Kurs- und Positionswechseln schweizeri-
scher Politik. Mit den andern EFTA-Staaten steht die Schweiz vor der Ratifizierung des EWR-Vertrages
und vor Verhandlungen über einen späteren Beitritt zur EG. Diese innenpolitischen Schicksalsfragen sind
stark umstritten. Volksabstimmungen werden entscheiden, ob der Kleinstaat längerfristig den Weg europäi-
scher Integration oder des Alleingangs wählt.

Eine Beschleunigung des politischen Entscheidungsrhythmus macht sich auch in anderen Bereichen be-
merkbar. Die Liberalisierung schweizerischer Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik, die Ausrichtung der
Umwelt-, Verkehrs- und Energiepolitik auf europäische Dimensionen sind Anzeichen für Integrationsbe-
mühungen der Schweiz auch vor und außerhalb der EWR-Frage. Fragen institutioneller Reform stehen auf
der Agenda. Dazu gehören die Professionalisierung des Milizparlaments, die Überprüfung des Kollegialsy-
stems der schweizerischen Regierung oder die Aufwertung der politischen Parteien. Innen- und außenpoliti-
sche Entwicklungen führen aber auch zu Grundsatzfragen des schweizerischen Regierungssystems, so der
politischen Kompromißfindung durch Konkordanz, des Föderalismus und der direkten Demokratie.

David M. Farrell: Irland: Noch immer ein ungewöhnlicher Fall?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 47-48/92, S. 33-43

Die vorliegende Studie beginnt mit einem kurzen Überblick über das politische System Irlands, über seine
Entstehung und den Einfluß Großbritanniens, über das Regierungs- und das Wahlsystem. Daran anschlie-
ßend werden die strukturellen und sozialen Entwicklungen seit Anfang der sechziger Jahre untersucht, in
denen demographische Veränderungen dramatischen Ausmaßes stattgefunden haben, sowie die sich ab-
zeichnenden Säkularisierungsprozesse. Zwei Ereignissen wird dabei besondere Aufmerksamkeit gewidmet,
dem Beitritt Irlands zur Europäischen Gemeinschaft Anfang der siebziger Jahre und dem Ausbruch des
Bürgerkriegs in Nordirland Ende der sechziger Jahre.
Der darauffolgende Abschnitt ist der Entwicklung des irischen Parteiensystems und des Wählerverhaltens
gewidmet. Insbesondere werden die wachsende Zahl der Wechselwähler, das Aufkommen neuer Parteien,
die zunehmende Bedeutung sozialer Themen im Wahlkampf, der Trend zum schichtenspezifischen Wähler-
verhalten, Veränderungen in der Parteienorganisation, die Modernisierung der Wahlkampfstrategien und
die zunehmenden Kosten der „Politik“ untersucht.

Aus all diesen politischen Veränderungen in den vergangenen zwei bis drei Jahrzehnten wird in der vorlie-
genden Studie die Schlußfolgerung gezogen, daß Irland nicht mehr als „einzigartig“ unter den Staaten West-
europas beschrieben werden kann.
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